Die Verbandsklage im Tierschutz - ein Mittel das im Grundgesetz formulierte Staatsziel praktisch durchzusetzen? by Siedler, Simone
HOCHSCHULE FÜR  








Die Verbandsklage im Tierschutz – ein Mittel das im Grundgesetz 






Erlangung des Hochschulgrades  
Diplom-Verwaltungswirtin (FH) 
 








Erstgutachter: ORR Dierk Thümmel 
Zweitgutachterin: Dipl. Verwaltungswirtin M.A.  
Elisabeth Kretzschmann 
 
Wahlpflichtfach im Verwaltungszweig: 
„Aktuelle polizeirechtliche Probleme“ 
 II  
Inhaltsverzeichnis 
 
Abkürzungsverzeichnis ................................................................................... IV 
Anlagenverzeichnis .........................................................................................VI 
 
1 Einleitung ..................................................................................................... 1 
2 Darstellung der gegenwärtigen Lage ........................................................... 3 
2.1 Der Tierschutz als Staatsziel in Art. 20a GG ....................................................3 
2.2 Vollzugsdefizite im Tierschutz ............................................................................6 
3 Das Verbandsklagerecht im Überblick ........................................................ 8 
3.1 Rechtswegeröffnung und Individualrechtsschutz im Rechtsstaat..................8 
3.2 Der Individualrechtsschutz im Sinne der VwGO ............................................9 
3.3 Der Begriff der Verbandsklage............................................................................9 
3.4 Begriffsdifferenzierungen der Verbandsklage .................................................10 
3.5 Verbandsklagen im deutschen Rechtssystem..................................................11 
3.5.1 Die Naturschutzverbandsklage............................................................11 
3.5.2 Das Umweltrechtsbehelfsgesetz ..........................................................13 
4 Die Tierschutzverbandsklage ..................................................................... 14 
4.1 Elementare Grundzüge der Verbandsklage.....................................................14 
4.2 Grundzüge des Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrags .................................14 
4.3 Das Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine in Bremen...........................17 
4.3.1 Abweichende Regelung der Rechtsbehelfe ........................................17 
4.3.2 Sonstige Abweichungen........................................................................18 
4.4 Gesetzgebungskompetenz der Länder .............................................................19 
 
 
 III  
 
5 Ausgewählte Problematiken der Tierschutzverbandsklage....................... 21 
5.1 Die Folgerung einer Verbandsklage aus Art. 20a GG ...................................21 
5.2 Ausreichend bestehende Handlungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten .......23 
5.2.1 Tierquälerei als strafbare Handlung ....................................................23 
5.2.2 Mitwirkungsmöglichkeiten von Tierschutzvereinen in 
bestehenden Einrichtungen.................................................................27 
5.2.3 Die Behörden als ausreichende Handlungsträger .............................29 
5.3 Konkurrenzsituation zwischen Behörden und Tierschutzvereinen.............32 
5.4 Mitwirkungsproblematik anerkannter Vereine................................................34 
5.5 Problematik hinsichtlich einer möglichen Prozessflut ...................................38 
5.6 Gefährdung des Forschungsstandorts Deutschland/der Länder.................42 
5.6.1 Beeinträchtigung des Geheimhaltungsinteresses ..............................43 
5.6.2 Klageflut hinsichtlich Tierversuchsvorhaben ....................................45 
5.6.3 Verzögerung von Genehmigungsverfahren.......................................47 
5.6.4 Erforderlichkeitsfrage eines Verbandsklagerechts ............................50 
5.7 Gefährdung des Wirtschaftsstandorts Deutschland/der Länder .................55 
6 Zusammenfassende Schlussbetrachtung ................................................... 59 




Erklärung nach § 36 Abs. 3 APrOVw gD a.F. ......................................... XLVII 
 IV  
Abkürzungsverzeichnis 
Die nachfolgend aufgeführten Gesetze beziehen sich auf die Gesetze in ihren jeweils 
aktuellen Fassungen. Ein Bezug auf ältere Gesetzesfassungen ist im laufenden Text 
als solcher kenntlich gemacht. 
 
Auf eine Auflistung der allgemeingeläufigen Abkürzungen wird verzichtet. 
 
Abg.  Abgeordneter 
Abs.  Absatz 
a.F.  alte Fassung 
APrOVw gD Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst 
Art.  Artikel 
Aufl.  Auflage 
BB  Bremische Bürgerschaft 
Begr.  Begründer 
BGBl.  Bundesgesetzblatt 
BMELV  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und  
Verbraucherschutz 
BNatSchG  Bundesnaturschutzgesetz 
BR-Drs.  Bundesrats-Drucksache 
BT-Drs.  Bundestags-Drucksache 
BVerfG  Bundesverfassungsgericht 
BVerfGE  Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
BVerwG  Bundesverwaltungsgericht 
BW  Baden-Württemberg 
DÖV  Die öffentliche Verwaltung 
DTB  Deutscher Tierschutzbund e.V. 
EG  Europäische Gemeinschaft 
Einf.  Einführung 
f.  folgende 
 
 V  
 
ff.  fortfolgende 
Fn.  Fußnote 
GG  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Grdst.  Grundstück 
Hs.  Halbsatz 
Hrsg.  Herausgeber 
LNatSchG  Landesnaturschutzgesetz  
LT-Drs.  Landtags-Drucksache 
LVG  Landesverfassungsgesetz 
LVwVfG  Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
m. E.   meines Erachtens 
MLR BW Ministerium für Ländlichen Raum, Ernährung und  
Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
NABU  Naturschutzbund Deutschland e.V. 
NuR  Natur und Recht 
m.w.N.  mit weiteren Nachweisen 
Nr.  Nummer 
NRW  Nordrhein-Westfalen 
NStZ  Neue Strafrechtszeitschrift 
Rn.  Randnummer 
S. Seite 
TierSchG  Tierschutzgesetz 
TierSchZuVO Tierschutzzuständigkeitsverordnung 
UIG  Umweltinformationsgesetz 
UmwRG  Umweltrechtsbehelfsgesetz 
vfa  vfa. Die forschenden Pharma-Unternehmen 
VwGO  Verwaltungsgerichtsordnung 
VwVfG  Verwaltungsverfahrensgesetz 








BR-Drs. 157/04, 19.02.2004, Gesetzesantrag des Landes Schleswig-Holstein,  
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Verbandsklagerechts für  
Tierschutzvereine - auszugsweise -............................................................................... VIII 
 
Anlage 2: 
Drs. 17/39 (zu Drs. 16/1356 und 16/1389), 11.09.2007, Bremische Bürgerschaft, 
Landtag, 17. Wahlperiode, Bericht und Antrag des Rechtsausschusses zum Bürgeran-
trag, Klagerecht für den Tierschutz............................................................................XXIV 
 
Anlage 3: 
NRW-LT-Drs. 14/1432, 08.08.2006, Gesetzesentwurf zur Einführung von Mit-




Ministerium für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz Baden-
Württemberg: Zusammensetzung des Landesbeirates für Tierschutz, Stimmbe-
rechtigte Organisationen im Tierschutzbeirat.......................................................XXXIII 
 
Anlage 5: 




E-Mail Herr Lawo, Vorsitzender des Landestierschutzverbandes  








E-Mail Frau Ofensberger, Leiterin der Rechtsabteilung, Deutscher Tierschutzbund 




E-Mail Frau Dr. Ruhdel, Fachreferentin für Alternativmethoden zu Tierversuchen, 
Deutscher Tierschutzbund e.V., Akademie für Tierschutz ...............................XXXVII 
 
Anlage 9: 
Kohlar, Roman/Ruhdel, Irmela: A Survey Concerning the Work of Ethics  
Committees and Licensing Authorities for Animal Experiments in Germany, Altex 
24, 4/07 - auszugsweise - .....................................................................................XXXVIII 
 
 1  
1 Einleitung 
„Bekanntlich sind die Buchstaben des Gesetzes nur soviel wert wie ihre gerichtliche 
Durchsetzungsmöglichkeit“1. Vor diesem Hintergrund wird seit geraumer Zeit die 
Forderung nach einem Verbandsklagerecht laut, womit es ausgewählten Tierschutz-
vereinen ermöglicht werden soll, die im Tierschutzgesetz verankerten Lebens- und 
Integritätsinteressen der Tiere gerichtlich durchzusetzen.  
 
Diese Forderung stößt jedoch nicht immer und überall auf Zustimmung. Nicht 
so sehr vor dem Hintergrund, als dass man sich nicht zu einer Weiterentwicklung des 
Tierschutzes bekenne, sondern vielmehr in Bezug auf die Frage, ob die Verbandskla-
ge hierfür ein geeignetes Mittel wäre.2 
 
Die vorliegende Arbeit soll diese Frage aufgreifen und darstellen, welche wesent-
lichen Probleme in Verbindung mit einer Verbandsklage auftauchen können, und 
was diesen Problemen entgegen gehalten werden kann. Dabei wird insbesondere 
Bezug auf die Aussagen von Befürwortern und Skeptikern der Tierschutzverbands-
klage genommen und versucht, diese gegeneinander aufzuwiegen. Auch wird in ver-
einzelten Punkten auf die bereits bestehende Verbandsklagemöglichkeit im Natur-
schutzbereich zurückgegriffen. Letztlich soll damit aufgezeigt werden, welche Prob-
leme bereits weitgehend entkräftet werden können und bei welchen Punkten nach 
wie vor Klärungsbedarf besteht. 
 
Bevor der Blick auf die ausgewählten Problematiken geworfen wird, soll zunächst 
die derzeitige Lage dargestellt werden. Hierbei wird auf die Verankerung des Tier-
schutzes im Grundgesetz sowie auf die vorherrschenden Vollzugsdefizite im Bereich 
des Tierschutzes eingegangen, die Anlass für ein Verbandsklagerecht liefern können. 
Im Anschluss daran soll ein Gesamtüberblick über das Verbandsklagerecht im deut-
schen Rechtssystem geschaffen werden. Innerhalb dieses Kapitels wird darauf einge-
gangen, wie sich Verbandsklagen in das deutsche Rechtsystem überhaupt eingliedern 
                                                 
1  von Loeper, Vortrag, in: Bad Boll, 2004.  
2  Ähnlich: LT von BW, 13. Wahlperiode, 99. Sitzung, 05.10.2005, Äußerung des Ministers für Länd-
lichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz Hauk. 
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lassen, was unter einer Verbandsklage zu verstehen ist und in welchen Bereichen eine 
solche bereits existiert. Nachfolgend soll explizit auf die Verbandsklage im Bereich 
des Tierschutzes eingegangen werden. Hierbei sollen beispielgebend der Gesetzesan-
trag von Schleswig-Holstein des Jahres 2004 sowie das im Jahr 2007 in Bremen ein-
geführte Gesetz über die Tierschutzverbandsklage erläutert werden. Die Frage, ob 
und inwieweit eine Einführung eines Klagerechts auf Länderebene möglich ist, soll 
als letzter Punkt dieses Kapitels aufgegriffen werden. 
 
Unter dem Punkt Problematiken hinsichtlich eines Verbandsklagerechts soll 
dann näher auf einzelne, ausgewählte Probleme eingegangen werden. Hierbei wurde 
insbesondere auf solche Rücksicht genommen, die sich am häufigsten in Verbindung 
mit der Forderung eines Verbandsklagerechts im Tierschutzbereich finden lassen. 
Unter anderem soll in diesem Kapitel die Frage geklärt werden, inwiefern ein Zu-
sammenhang zwischen dem Staatsziel Tierschutz und dem Verbandsklagerecht be-
steht. Des Weiteren soll aufgezeigt werden, welche tierschützenden Handlungsmaß-
nahmen und Einrichtungen bereits bestehen und ob diese mit Blick auf ein Ver-
bandsklagerecht als ausreichend angesehen werden können. Als weitere Problem-
punkte sollen die Befürchtungen hinsichtlich eines ansteigenden Verwaltungsauf-
wandes durch mit dem Verbandsklagerecht verbundene Mitwirkungsrechte sowie die 
Befürchtung hinsichtlich einer Prozessflut aufgezeigt werden. Letztlich soll noch auf 
mögliche Auswirkungen auf den Forschungs- und Wirtschaftsstandort Deutschland 
eingegangen werden.  
 
Inhalt dieser Arbeit soll es nicht sein, einen direkten Vergleich der Tierschutz-
verbandsklage mit anderen möglichen prozeduralen Aspekten - etwa der Einführung 
von Ombudspersonen – herbeizuführen.3 Es kann daher nicht konkret aufgezeigt 
werden, ob die Verbandsklage im Vergleich zu diesen Möglichkeiten das effektivere 
Mittel darstellt. 
 
                                                 
3 Vgl. Caspar/Schröter, S. 49 ff. 
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2 Darstellung der gegenwärtigen Lage 
2.1 Der Tierschutz als Staatsziel in Art. 20a GG 
Durch die am 1. August 2002 in Kraft getretene Verfassungsänderung wurde der Art. 
20a Grundgesetz (GG) um die Formulierung „und die Tiere“ erweitert. Der Tier-
schutz wurde hiermit offiziell zum Staatsziel der Bundesrepublik Deutschland. Als 
erstes Land der Europäischen Union, das dem Tierschutz Verfassungsrang zusprach, 
nahm Deutschland somit eine Vorreiterrolle in Sachen Tierschutz ein. Die Einfüh-
rung des Staatszieles Tierschutz war jedoch ein langes und rechtspolitisch sehr  
umstrittenes Projekt. Zahlreiche Diskussionen wurden geführt, wobei u.a. die Inte-
ressen der Tier- und Naturschutzverbände und der Kirchen, die für die Einführung 
des Staatszieles waren, den Interessen der Agrarwirtschaft, der pharmazeutischen 
Industrie sowie der Wissenschaftsverbände entgegenstanden. Diese befürchteten 
starke Benachteiligungen und Beeinträchtigungen in ihren jeweils betroffenen  
Bereichen.4 Während Bundesratsinitiativen und Anträge aus der Mitte des Bundesta-
ges zur Aufnahme des Tierschutzes in die Verfassung zunächst scheiterten5, zeigte 
sich auf Länderebene eine hohe Aufgeschlossenheit gegenüber der Aufnahme des 
Tierschutzes in die Landesverfassungen. Bereits im Juni 2001 hatten elf Bundes-
länder ihre Landesverfassung um das Staatsziel Tierschutz erweitert. In Baden-
Württemberg erfolgte dies durch Hinzufügung des Artikels 3b in die Landes- 
verfassung im Jahre 2000.6 Anlass für die Aufnahme des Tierschutzes in das Grund-
gesetz war letztendlich das sog. Schächt-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
Januar 2002, in dem einem türkisch-muslimischen Metzger die Ausnahmegenehmi-
gung zum Schächten nach § 4a Abs. 2 Nr. 2 TierSchG erteilt wurde. Die Behörden 
als auch die Verwaltungsgerichte haben laut diesem Urteil das Grundrecht der Religi-
onsfreiheit unverhältnismäßig beschränkt, in dem sie ihm die Ausnahmegenehmi-
gung bisher nicht erteilt hatten.7 Das Urteil führte zu einem großen, nach Kluges Beo-
                                                 
4 Caspar/Schröter, S. 10. 
5 Caspar/Schröter, S. 13. 
6 Caspar/Schröter, S. 13. 
7 Caspar/Schröter, S. 15; BVerfGE 104, 137. 
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bachtungen überwiegend negativen öffentlichen Echo8 und zeigte weithin die Prob-
leme und damit verbundenen Folgen eines nicht verfassungsrechtlichen  
abgesicherten Tierschutzes auf. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gab daraufhin 
nach jahrelanger Weigerung den Weg zu einer Aufnahme eines Staatszieles  
Tierschutz in die Verfassung frei.9  
Durch die Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz hat der ethische  
Tierschutz Verfassungsrang erhalten. Ethischer Tierschutz bedeutet, dass das Tier 
unabhängig von menschlichen Interessen um seiner selbst willen geschützt wird.10  
Im Gegensatz hierzu steht der anthropozentrische (menschenbezogene) Tierschutz, 
bei dem das menschliche Interesse an und mit dem Tier im Vordergrund steht,  
u.a. wenn Tiere zu Handelszwecken oder als Produktionsmittel genutzt werden.  
Ethischer Tierschutz liegt aber auch durchaus „im wohlverstandenen Interesse des  
Menschen, denn er geschieht auch um der Würde des Menschen willen. Das Prinzip 
der menschlichen Würde ist untrennbar mit der Achtung der Umwelt und der darin  
lebenden Tiere verbunden“11. Unter Staatszielbestimmungen versteht man rechtlich 
verbindliche Verfassungsnormen, die fortdauernde Beachtung bei allem staatlichen 
Handeln vorschreiben und der Staatstätigkeit bestimmte Handlungsrichtlinien vorge-
ben.12 Eine verbindliche Festlegung folgt für den Staat und seine Organe hauptsäch-
lich auf den Inhalt ihrer Tätigkeit (was er tun soll), bei der Wahl der Mittel zur Ziel-
verfolgung (wie er tätig wird) steht insbesondere der Legislative ein großer Gestal-
tungsspielraum zu.13 Der Verpflichtungsinhalt des Staatszieles Tierschutz lässt sich 
durch folgende Prinzipien näher bestimmen: Das Integritätsprinzip ist der wesent-
lichste Grundsatz der aus dem Schutz der Tiere um ihrer selbst willen folgt. Aus ihm 
ergibt sich, dass Tieren keine physischen als auch psychischen Schmerzen, Leiden 
oder Schäden zugefügt werden sollen. Die Exekutive, Legislative und Judikative ha-
ben diese Integrität der Tiere gegenüber Tiernutzern zu optimieren. Dies führt oft-
mals zu starken Spannungsverhältnissen, da Tiernutzer hierdurch in ihren Freiheits-
grundrechten verletzt werden können. Sollte das Integritätsinteresse durch gegen-
läufige Interessen mit hinreichendem Grund beeinträchtigt werden müssen, muss 
                                                 
8  Kluge, Vortrag, in: Bad Boll, 2004, S. 12. 
9  Caspar/Schröter, S. 15; Kluge, in: Bad Boll, 2004, S. 12. 
10  Hirt/Maisack/Moritz, Art. 20a GG Rn. 3; Caspar, Tierschutz, S. 114. 
11  Hirt/Maisack/Moritz, Einf. Rn. 21. 
12  Katz, § 7 Rn. 132. 
13  Caspar, S. 19 sowie S. 43. 
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dies so tierschonend als möglich erfolgen (Prinzip des Minimierungsgrundsatzes). 
Dies betrifft bspw. gesetzlich vorgeschriebene Tierversuche oder die Schlachtung 
von Tieren zur Fleischerzeugung.14  
Für den Gesetzgeber folgt aus der Staatszielbestimmung Tierschutz ein Verbot 
der rechtlichen Verschlechterung sowie eine staatliche Nachbesserungspflicht, d.h. 
die Pflicht der Anpassung bestehender gesetzlicher Regelungen an neueste wissen-
schaftliche und ethologische Erkenntnisse. So lange dementsprechende Erkenntnisse 
noch nicht vorliegen, sind Forderungen im Rahmen der staatlichen Nachbesserungs-
pflicht rein rechtspolitischer Natur. Unter dem Verbot der rechtlichen Verschlechte-
rung ist keine Aufrechterhaltung des geltenden Rechts zu verstehen, sondern viel-
mehr die Abwendung einer deutlichen Absenkung des bereits vorherrschenden 
Schutzniveaus. Dies kann man auch als Kernbereichsgewährleistung bezeichnen.15 
Tierschutzrechtliche Schutzstandards beinhalten Bedürfnisse der Tiere, welche sich 
auch zukünftig nicht ändern werden. Diesen ist immer Rechnung zu tragen. Das 
Schutzniveau kann dabei innerhalb von Abwägungsprozessen differieren und rechtli-
che Vorgaben und eingesetzte Instrumente können variieren.16 
Zudem muss der Gesetzgeber bei allen Gesetzen, die erlassen werden sollen, 
Auswirkungen auf den Tierschutz mit in die Überlegungen einbeziehen. Auch ist er 
gehalten, verfahrensrechtliche Normen zu schaffen (vgl. 5.1).17 Die Rechtssprechung 
und die Behörden müssen unbestimmte Rechtsbegriffe bei Interessenskonflikten 
möglichst tiergerecht auslegen. Behörden sind zudem verpflichtet, bei allen ihren 
Entscheidungen die sich mitunter auf den Tierschutz auswirken können, diesen in 
ihre Ermessensabwägungen mit einzubeziehen und möglichst tierschonende Lö-
sungswege zu finden. Für die Rechtssprechung bewirkt das Staatsziel die Forderung, 
dass es keine Abwägungsverbote mehr gibt18, auch nicht mehr bei vorbehaltlosen 
Grundrechten wie der Religionsfreiheit, Wissenschaftsfreiheit etc. Kollidiert das 
Staatsziel Tierschutz demnach mit einem vorbehaltlosen Grundrecht, müssen diese 
im Wege der praktischen Konkordanz abgewogen werden, d.h. es muss ein  
möglichst schonender Weg für beide Belange gefunden werden.  
                                                 
14 Caspar/Schröter, S. 39 f. 
15 Caspar/Schröter, S. 44 f. 
16 Caspar/Schröter, S. 46. 
17 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Art. 20a GG Rn. 9-15a. 
18 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Art. 20a GG Rn. 16-22. 
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Auch nach Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz stellen die das Tier 
schützende Normen des Tierschutzgesetzes und seiner darauf beruhenden Rechts-
vorschriften weiterhin Normen des objektiven Rechts dar. Es ergeht ein Schutzauf-
trag an den Menschen. Dieser soll das Tier um seiner selbst Willen schützen. Dabei 
ist das Tier Träger von eigenen Gütern. Hierzu zählt das Leben, die körperliche Un-
versehrtheit, Gesundheit, Wohlbefinden sowie das Interesse, sich vor einem  
Missbrauch dieser Güter schützen zu lassen.19 Eigene, subjektive Rechte der Tiere 
werden hieraus jedoch nach wie vor nicht begründet.  
2.2 Vollzugsdefizite im Tierschutz 
Unter Vollzugsdefiziten versteht man die Missverhältnisse zwischen den Zielvorstel-
lungen der gesetzlichen Normen und deren Umsetzung in der Wirklichkeit.20 Ob-
gleich der Tierschutz nunmehr verfassungsrechtlich geschützt ist, herrschen weiter-
hin Vollzugsdefizite vor.21 Als einen Grund, warum es in mehreren Bereichen des 
Tierschutzes zu einem nicht unerheblichen Vollzugsdefizit kommt, wird die Situation 
der sog. „fehlenden Waffengleichheit“ - auch als rechtliches Ungleichgewicht  
bezeichnet - aufgeführt.22 Dies soll an folgender Fallkonstellation verdeutlicht wer-
den: Untersagt die zuständige Behörde23 die Genehmigung einer Mastkaninchenanla-
ge, da diese den Tieren entgegen § 2 Nr. 1 TierSchG kein artgemäßes Ruheverhalten 
ermöglicht, kann der Antragsteller gegen die Untersagung Widerspruch einlegen und 
eine mögliche Verletzung seiner Berufsfreiheit geltend machen. Weist die Wider-
spruchsbehörde den Widerspruch zurück, hat der Antragsteller weitergehend die 
Möglichkeit Klage zu erheben, evtl. sogar durch alle drei Instanzen hindurch (Ver-
waltungs-, Oberverwaltungs-, und Bundesverwaltungsgericht). Teils muss auch noch 
mit Entschädigungsklagen gerechnet werden. Genehmigt die Behörde – entgegen 
ihrer Bedenken – die Mastanlage, muss diese weder mit einem Widerspruch noch mit 
                                                 
19  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 1 Rn. 2. 
20  Caspar/Schröter, S. 51; ähnlich: Radespiel, S. 26. 
21  von Loeper, Vortrag, in: Bad Boll, 2004, S. 115. 
22  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Art. 20a. Rn. 15; Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 1;  
Caspar/Schröter, S. 51. 
23  Nach § 15 Abs. 1 S. 1 TierSchG obliegt die Durchführung des TierSchG den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden. In BW sind dies gemäß der Tierschutzzuständigkeitsverordnung (TierSch-
ZuVO) i.V.m. § 15 Abs. 1 und § 19 Abs. 1 Nr. 3 b Landesverfassungsgesetz (LVG) regelmäßig die 
Landratsämter oder Stadtkreise als untere Verwaltungsbehörden. Nachfolgend ist unter Behörde 
immer die nach jeweiligem Gesetz zuständige Behörde zu verstehen. 
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Klagen von Seiten des Anlagebetreibers rechnen. Auch mit Klagen seitens der Tier-
schützer muss nicht gerechnet werden. Die zu Lasten der Tiere ergangene Genehmi-
gung, bzw. auch auf andere Fälle angewandt, eine zu Lasten der Tiere  
ergangene Entscheidung der Behörde, kann von Tierschützern nicht über den Weg 
einer Klage gerichtlich überprüft werden.24 Folglich besteht auch keine Möglichkeit, 
neben Genehmigungen von Mastanlagen die Genehmigungen von Tierversuchsvor-
haben, Ausnahmegenehmigungen für betäubungsloses Schlachten, aber auch  
Anordnungen wie die Tötung von Stadttauben gerichtlich überprüfen zu lassen.25 
Des Weiteren besteht auch keine Möglichkeit, gegen ein Untätigbleiben, sprich einem 
Unterlassen von Handlungen oder Anordnungen, der Behörde vorzugehen,26 etwa 
wenn eine Behörde nicht gegen die noch in einigen Bundesländern gängige Praxis 
der Ausbildung von Jagdhunden an der lebenden Ente vorgeht. Diese Vorgehens-
weise verstößt nach leicht überwiegender Meinung gegen den § 3 Nr. 8 TierSchG.27  
Die für das Tierschutzrecht typische fehlende Waffengleichheit heißt demnach, 
dass Tierhalter- und Tiernutzerinteressen ggf. durch mehrere Instanzen eingeklagt 
werden können, die Belange des Tierschutzes hingegen nicht.28 Folglich ist nur ein 
„zuviel“ an Tierschutz, nicht jedoch ein „zuwenig“ durch die Gerichte überprüfbar.29 
Um diese fehlende Waffengleichheit auszugleichen, wird ein Verbandsklagerecht für 
anerkannte Tierschutzvereine gefordert, um die gerichtliche Kontrolle über die 
Einhaltung des Tierschutzgesetzes und der auf Grund des Tierschutzgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen zugunsten der Tiere zu ermöglichen.30 Diese sollen 
in eigenem Namen, aber zugleich ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, die im 
Tierschutzgesetz formulierten Lebens- und Integritätsinteressen der Tiere durch-
setzen können.31 Dadurch würde auch dem fehlenden Drohpotential auf Seiten des 
Tierschutzes abgeholfen werden. Da im Rechtsverkehr unter Bürgern jeder mit Ge-
richtsurteilen bei gesetzeswidrigem Handeln zu rechnen hat, und hiervon auch 
Kenntnis hat, ist eine Nichtbefolgung des geltenden Rechts die Abweichung vom 
Normalfall - der Beachtung geltender Rechtsnormen. Eine solche „Drohmacht des 
                                                 
24  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, S. 15 f. 
25  DTB, Hintergrund, S. 1 f. 
26  DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 2. 
27  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 3 Rn. 46 mit Nachweisen der gegensätzlichen Meinungen. 
28  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Art. 20a Rn. 15. 
29  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, S. 16. 
30  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 3. 
31  Caspar, Verbandsklage durch Landesgesetz, DÖV, 2008, 146. 
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Rechts“ fehle im Verhältnis zwischen Mensch und Tier.32 Von Loeper kommt zu dem 
Schluss, dass sich das Tierschutzgesetz als „zahnloser Papiertiger“ erweist, wenn es in 
Streitfällen zum Vorteil der Tiere nicht gerichtlich umsetzbar ist. Der ethisch  
begründete Tierschutz würde nahezu ohne Wirkung dastehen, erfolgt keine Absiche-
rung auf Verfahrensebene durch gerichtliche Kontrollmöglichkeiten für die Tiere.33 
3 Das Verbandsklagerecht im Überblick 
3.1 Rechtswegeröffnung und Individualrechtsschutz im Rechtsstaat 
Das Rechtsstaatsprinzip zählt zu den wesentlichen Leitgrundsätzen der Bundesrepu-
blik Deutschland und beinhaltet u. a. das bedeutsame Element des Justizgewähran-
spruches. Dieser Anspruch folgt für den für diese Arbeit relevanten Bereich der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit direkt aus Art. 19 IV GG. Der Justizgewähranspruch 
beinhaltet u.a. das Recht, bei Verletzung der eigenen Rechte durch die öffentliche 
Gewalt die Gerichte anzurufen (Rechtswegeröffnung).34  
Bei den verletzten Rechten muss es sich dabei um subjektive Rechte handeln, 
d.h. die einschlägigen Normen müssen den Schutz des Betroffenen 
(mit)bezwecken.35 Es liegt damit die Struktur eines Individualrechtsschutzes zu 
Grunde. Daraus folgt, dass Verbandsklagen - welche gerade nicht die Verletzung 
subjektiver Rechte geltend machen sollen - durch Art. 19 IV GG nicht abgedeckt 
sind. Eine Einführung von Verbandsklagen wird aber auch nicht ausdrücklich ver-





                                                 
32  Caspar, Tierschutz, S. 499; Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 1. 
33  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 31. 
34  Katz, § 10 Rn. 209. 
35  Sodan (Hrsg.), Rn. 29 S. 206. 
36  Sodan (Hrsg.), Rn. 29 S. 207. 
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3.2  Der Individualrechtsschutz im Sinne der VwGO 
Die Verfahrensarten der Anfechtungs-, Verpflichtungs-, und Feststellungsklage37 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) setzen nach § 42 Abs. 2 VwGO voraus, dass 
der Kläger die Möglichkeit38 einer Verletzung in eigenen Rechten geltend machen 
kann. Nur dann ist eine Klage überhaupt zulässig (sog. Klagebefugnis).39 Hierdurch 
wird deutlich, dass der VwGO ebenso wie dem Art. 19 IV GG ein Individualschutz-
charakter zugrunde liegt und Verbandsklagen daher zunächst einmal auszuschließen 
sind. Die Ausnahme hiervon wird jedoch durch den Hs. 1 des § 42 Abs. 2 VwGO  
- „soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist“ - positiv rechtlich normiert.  
Dadurch wird deutlich, dass ebenso wenig wie in Art. 19 IV GG eine Beschränkung 
auf ein Rechtssystem, das lediglich einen subjektiv-öffentlichen Rechtsschutz bein-
haltet, vom Gesetzgeber weder festgelegt noch gewollt ist.40 § 42 Abs. 2 1. Hs. 
VwGO eröffnet dadurch dem Gesetzgeber die Möglichkeit, durch Bundes- oder 
Landesgesetz41 festzulegen, dass eine Klage auch dann zulässig ist, wenn der Kläger 
nicht in seinen eigenen Rechten verletzt ist und somit auch keine individuelle 
Rechtsverletzung geltend machen kann.42 Vor diesem Hintergrund ist der rechtliche 
Weg zu einem Verbandsklagerecht eröffnet.  
3.3 Der Begriff der Verbandsklage 
Der Begriff der Verbands- oder nach neuerem Gebrauch auch Vereinsklage43 ist ein 
nicht deutlich umrissenes Rechtsinstitut und wird in Folge dessen für unterschied-
liche Fallkonstellationen verwendet. Dies erfordert zunächst eine Begriffsdifferenzie-
rung.44  
                                                 
37  Zur analogen Anwendung des §42 Abs. 2 VwGO auf die Feststellungsklage: Gersdorf, Fn. 267 S. 
76, Fußnote 267, sowie aus Drucksache 17/39 der Bremischen Bürgschaft: BverwG, Urteil vom 
29. Juni 1995 – 2C 32/94, NJW 1996, S. 139 m. w. N. 
38  Wüstenbecker, S. 139: Nach dem Sachvortrag des Klägers muss die konkrete Möglichkeit beste-
hen, dass er in eigenen Rechten verletzt ist, ansonsten ist die Klage unzulässig.  
39  Wüstenbecker, S. 137.  
40  Radespiel, S. 34. 
41  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, Fn. 60 S. 30: Verweis auf eine dies 
bestätigende Entscheidung des BVerfG. 
42  BB-LT-Drs. 17/39 (Anlage 2 S. 6). 
43  Im Folgenden der Arbeit wird auf die Bezeichnung Vereinsklage als Synonym zur Verbandsklage 
verzichtet. Zur Terminologie der Begriffe analoge Anwendung von Radespiel, Fn. 1 S. 25. 
44  Radespiel, S. 33. 
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3.4 Begriffsdifferenzierungen der Verbandsklage 
Zunächst ist zwischen der materiellrechtlichen Verbandsklage und der verfahrens-
rechtlichen Verbandsklage zu unterscheiden. Die materiellrechtliche Verbandsklage 
rügt die Verletzung materieller, bei der Verwaltungsentscheidung zu beachtenden 
Rechtsvorschriften. In Bezug auf den Tierschutz betrifft dies vornehmlich die Ver-
letzung tierschutzrechtlicher Vorschriften. Des weiteren ist die materiellrechtliche 
Verbandsklage in die egoistische und die altruistische Verbandsklage zu unterteilen.45 
 
- Die egoistische Verbandsklage  
Im Rahmen der egoistischen Verbandsklage möchte der Verband in eigenem 
Namen die subjektiven Rechte seiner Verbandsmitglieder durchsetzen. Dies steht 
jedoch im Gegensatz zum oben aufgeführten Prinzip des Individualrechtsschut-
zes, nachdem der Kläger in seinen eigenen Rechten verletzt sein muss. Bei dieser 
Fallkonstellation handelt es sich um eine nicht vorgesehene gewillkürte Pro-
zessstandschaft der Verbände für ihre Mitglieder, die nach geltendem Recht  
gemäß § 42 Abs. 2 VwGO unzulässig ist.46 Zulässig wäre eine egoistische  
Verbandsklage nur nach ausdrücklicher gesetzlicher Regelung entsprechend dem 
§ 42 Abs. 2 1. Hs. VwGO.47 
 
- Die altruistische bzw. echte Verbandsklage 
Die altruistische Verbandsklage wird oftmals auch als echte Verbandsklage be-
zeichnet. Sie ermöglicht es dem Verband, im eigenen Namen und ohne selbst in 
seinen eigenen Rechten verletzt zu sein gerichtlichen Rechtsschutz zur  
Geltendmachung von öffentlichen (altruistischen) Interessen in Anspruch zu 
nehmen.48 Wie unter 3.2 aufgeführt, muss sie aufgrund des § 42 Abs. 2 1. Hs. 
VwGO ausdrücklich gesetzlich bestimmt sein, um zulässig zu sein. Die im Tier-
schutz geforderte Verbandsklage entspricht der Fallkonstellation der altruisti-
schen bzw. echten Verbandsklage. In den nachfolgenden Kapiteln der Arbeit ist 
unter dem Begriff Verbandsklage daher immer die altruistische bzw. echte  
Verbandsklage zu verstehen. 
                                                 
45 Schmidt, S. 71. 
46 Radespiel, S. 36; Schmidt, S. 71. 
47 Bizer, S. 22. 
48 Radespiel, S. 33. 
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Bei der verfahrensrechtlichen Verbandsklage ist dem Verband der Weg zu den  
Verwaltungsgerichten nur dann eröffnet, wenn er die Verletzung eines eigenen,  
formellen Beteiligungsrechtes geltend macht. Zu der verfahrensrechtlichen  
Verbandsklage gehört die sog. Partizipationserzwingungsklage. Die Partizipations-
erzwingungsklage ermöglicht es dem Verband, Klage auf Beteiligung im laufenden 
Verfahren zu erheben, wenn der Verband entgegen der gesetzlichen Vorschrift nicht 
an diesem Verfahren beteiligt wird. Voraussetzung hierfür ist demnach, dass dem 
Verband zuvor ein eigenes Recht auf Beteiligung an (bestimmten) Verfahren per 
Gesetz eingeräumt wurde.49 
3.5 Verbandsklagen im deutschen Rechtssystem  
Verbandsklagen (altruistische als auch egoistische) sind keine Neuerungen im  
deutschen Rechtssystem sondern existieren bereits seit geraumer Zeit. Hierzu zählen 
u.a.: die seit 1977 bestehende Verbraucherverbandsklage, die Wettbewerbsverbands-
klage, die Behindertenverbandsklage sowie die Naturschutzverbandsklage.50 Die  
bislang diskutieren Entwürfe zur Verbandsklage im Tierschutz sind weitgehend an 
die gesetzlichen Regelungen der Naturschutzverbandsklage angelehnt. Diese An-
lehnung an bereits bekannte Abläufe kann eine höhere Akzeptanz hervorrufen.51 
Auch lassen sich Parallelen in den Diskussionen über die Verbandsklage im Natur-
schutz sowie im Tierschutz feststellen, weshalb im Folgenden kurz die Naturschutz-
verbandsklage in ihren Grundzügen dargestellt werden soll. 
3.5.1 Die Naturschutzverbandsklage 
Anlass zur Forderung einer Verbandsklage im Naturschutz waren bereits in den  
frühen 70er Jahren vorherrschende Vollzugsdefizite.52 Als eine Ursache des Defizits 
wurde genannt, dass den Belangen des Naturschutzes bei Ermessensspielräumen der 
Verwaltung zu wenig Gewicht eingeräumt wird, zudem die Naturschutzbehörden 
meist nur verwaltungsinterne Stellungnahmen abgeben und dass den Belangen des 
Naturschutzes weitgehend keine drittschützende Wirkung zukommt. Dies wurde als 
ein Mangel betont, dessen Entstehung darin zu suchen ist, dass es für die Natur keine 
                                                 
49 Schmidt, S. 72; Radespiel, S. 34 f. sowie S. 39. 
50 von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 14-19. 
51 DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 3. 
52 Gassner /Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 2; Radespiel, S. 48. 
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Möglichkeit gibt, ihre Rechte selbst wahrzunehmen. Es folgten daraufhin Diskussio-
nen über erweiterte Rechtsschutzmöglichkeiten53, in denen auch Bedenken ausge-
sprochen wurden. Insbesondere fürchtete man sich vor einer Fülle an Prozessen und 
einer Verzögerung von bedeutsamen Infrastruktur- und Wirtschaftsprojekten.54 Im 
neu eingeführten BNatSchG von 1976 beschränkte man sich in § 29 zunächst darauf, 
den Verbänden Mitwirkungsrechte einzuräumen. Verbandsklagen tauchten zunächst 
auf Länderebene auf. Als erstes Bundesland führte Bremen 1979 die Verbandsklage 
ein. Bis 2002 folgten 13 weitere Bundesländer. Bayern und Baden-Württemberg 
machten hiervon keinen Gebrauch.55 Im Rahmen der Novellierung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) 2002 wurde in § 61 BNatSchG eine bundeseinheitliche 
Klagemöglichkeit für nach §§ 59 und 60 BNatSchG anerkannte Naturschutzvereine 
eingeführt. Die unmittelbare Geltung von § 61 BNatSchG ermöglichte es nun auch 
Vereinen in Bayern und Baden-Württemberg gegen landesbehördliche Entscheidun-
gen klagen zu können. § 61 BNatSchG schafft einen sog. Mindeststandard. Bundes-
länder die bis 2002 ihren anerkannten Vereinen einen engeren Anwendungsbereich 
von Mitwirkungs- und Klagenmöglichkeiten eingeräumt hatten, mussten ihre landes-
rechtlichen Verbandsklageregelungen dahingehend erweitern.56 Eine Erweiterung der 
Mitwirkung sowie der Einlegung von Rechtsbehelfen über den Mindeststandard hin-
aus steht hingegen den Bundesländern offen. Zulässig sind Klagen gegen den in § 61 
BNatSchG geregelten Anwendungsbereich, etwa gegen Befreiungen von Verboten 
und Geboten zum Schutz von Naturschutzgebieten oder gegen Planfeststellungsbe-
schlüsse, die in Natur und Landschaft eingreifen. § 61 BNatSchG gewährt grundsätz-
lich alle Rechtsbehelfe der VwGO, jedoch mit der Voraussetzung nach § 61 Abs. 2 
Nr. 1 BNatSchG, dass die Rechtsmittel erst eingesetzt werden dürfen, nachdem die 
Verwaltungsakte schon erlassen worden sind.57 Klagen gegen ein Untätigbleiben der 
Behörde sind indes nicht zulässig.58 Dafür sind jedoch auch vorläufige Rechts-
schutzmöglichkeiten gegeben.59 Bemängelt wird der eingegrenzte Anwendungsbe-
reich, auf den die Rechtsbehelfe zugelassen sind. Der Bereich, in dem Verbänden 
                                                 
53  Radespiel, S. 27 sowie S. 48. 
54  Schmidt/Zschiesche, Fn. 17 S. 7 mit Verweis auf „Pro und Contra Verbandsklage“ von 1976. 
55  Radespiel, S. 50. 
56  Schmidt/Zschiesche, Online im Internet, S. 4. 
57  Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 20. 
58  Maisack, in: dem Tier eine Stimme geben, S. 17. 
59  Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 14. 
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eine Mitwirkung zugesprochen wird, ist indes wesentlich höher. Mit einer Erweite-
rung des Anwendungsbereiches für die Einlegung von Rechtsbehelfen könnten nach 
weitgehender Meinung Vollzugsdefizite vermehrt abgebaut werden.60 
3.5.2 Das Umweltrechtsbehelfsgesetz  
Das Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) geht auf die sog. Aarhus-Konvention, 
einem Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbetei-
ligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umwelt-
angelegenheiten und deren Umsetzung durch die EG mittels der Richtlinie 
2003/35/EG zurück. Die Aarhus-Konvention setzt sich u.a. für die Transparenz und 
Kontrolle von Verwaltungsentscheidungen ein und will durch die Beteiligung der 
Öffentlichkeit einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Umwelt und zur Verbesse-
rung der Umweltqualität leisten. Zudem soll zur Überprüfung umweltbezogener 
Verwaltungsentscheidungen Bürgern sowie Verbänden ein wirksamer Gerichts-
zugang verbürgt werden.61 Dies zeigt, dass auch europaweit Verbandsklagen als  
legitimes Mittel angesehen werden, einen effektiven Schutz zu gewährleisten.62 Eine 
Verpflichtung, die Verbandsklage im Tierschutz zu implementieren, lässt sich hieraus 
jedoch eindeutig nicht ableiten, da die Konvention auf den Begriff des Umwelt-
schutzes abzielt.63 Auch von Loeper sieht die Verbandsklage als ein nach Europäischen 
Gemeinschaftsrecht angesehenes rechtliches Instrumentarium, erwähnt dies aller-
dings in Verbindung mit der Verbraucher-Verbandsklage.  
Durch das UmwRG wird es in Deutschland nunmehr anerkannten Umwelt- und 
Naturschutzvereinen gewährt, auch gegen bestimmte umweltrelevante Entschei-
dungen und Genehmigungen Rechtsmittel einzulegen. Dies ist ebenso bei einem 
Untätigbleiben der Behörde möglich, etwa wenn keine gesetzlich vorgeschriebene 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde. Die Umsetzung der Richtlinie in 
das UmwRG wird allerdings nach überwiegender Meinung als nicht europarechts-
konform angesehen, da lediglich Normen davon betroffen sind, welche auch den 
Schutz einzelner Personen bezwecken.64 Der Anwendungskreis für Rechtsbehelfe 
                                                 
60  Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 3. Schmidt/Zschiesche, Online im Internet, 
S. 23. 
61  BMU, Aarhus-Konvention-Überblick, Online im Internet.  
62  Ähnlich auch von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 20 i.V.m. S. 16 f. 
63  Rossi, Thesen, in: Bad Boll, 2004, S. 174. 
64  Teßmer/Kroll, Online im Internet.  
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bleibt damit sehr gering. Denn normalerweise wird bspw. die Verletzung eines Eigen-
tumsrechts eines Dritten nicht gleichzeitig die Belange von Umweltinteressen  
bewirken. Auch besteht die Aufgabe der Verbände eigentlich darin, als „Treuhänder 
überindividueller (…) umweltbezogener Interessen aufzutreten“ 65 und nicht lediglich 
Belange geltend zu machen, die bereits Dritte durch die Verletzung in eigenen Rech-
ten einklagen können.  
4 Die Tierschutzverbandsklage 
4.1 Elementare Grundzüge der Verbandsklage 
Die gesetzliche Einführung einer tierschutzrechtlichen Verbandsklage soll es aner-
kannten Tierschutzvereinen ermöglichen, im eigenen Namen und ohne eine Ver-
letzung in eigenen Rechten darlegen zu müssen, die im Tierschutzgesetz festge-
schriebenen Lebens- und Integritätsinteressen (siehe 2.1) der Tiere vor Gericht  
geltend zu machen.66 Sie agieren als „gesetzliche Vertreter“ bzw. als „Treuhänder“ 
der Tiere. Nachfolgend wird der Begriff des Treuhänders verwendet.67 Eine  
Forderung nach der Einführung eines solchen Verbandsklagerechts auf Bundesebene 
wurde bereits 1997 Bestandteil eines Gesetzesentwurfes der Grünen.68  
4.2 Grundzüge des Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrags 
Am 19.02.2004 wurde vom Land Schleswig-Holstein der Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung eines bundeseinheitlichen Verbandsklagerechts für Tierschutzvereine 
(nachfolgend Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrag)69 in den Bundesrat eingebracht. 
Analog zum BNatSchG sollten die Normen über das Verbandsklagerecht in das  
bestehende Tierschutzgesetz eingefügt werden. Der Entwurf orientiert sich weit-
gehend an den Regelungen des Naturschutzverbandsklagerechts. Er regelt in § 18 
i.V.m. § 19 Abs. 370 unter welchen Voraussetzungen einem Verein71 auf Bundes- oder 
                                                 
65  Schlacke, Natur und Recht 2007, 15. 
66  Caspar, DÖV 2008, 146. 
67  So auch Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 57, BW-LT-Drs. 13/4418, S. 7; Eine ähnliche 
Anwendung bietet Gassner, S. 40 ff: „Zweck, Struktur und praktische Handhabung der Verbands-
klage sind am treffendsten durch die Rechtsfigur der Treuhand zu erklären“. 
68  BT-Drs. 13/9323, 10.12.1997 zitiert nach Caspar, Tierschutz, Fn. 580, S. 510.  
69  Dieser Gesetzesantrag ist als Anlage 1 abgebildet. 
70  Paragrafen ohne Gesetzesangabe sind die des Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrags (Anlage 1). 
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Landesebene die Anerkennung zu erteilen ist (u.a. dreijähriges Bestehen, die Satzung 
muss ideell und langfristig die Tierschutzziele fördern, Gewähr für eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung, Gemeinnützigkeit, Stimmrecht der Mitglieder). Diese sollen den 
Kreis der Antragsberechtigten eingrenzen, deren Sachkunde sichern und somit einem 
evtl. Missbrauch vorbeugen.72 Fikuart betont in diesem Zusammenhang, dass Tier-
schutzorganisationen, welche zu rechtswidrigem Handeln aufrufen von einem Ver-
bandsklagerecht grundsätzlich ausgeschlossen werden müssen. Wer sich selbst nicht 
an geltendes Recht hält, soll auch keine zusätzlichen Rechte für sich reklamieren 
können.73 Ein Ausschluss solcher Organisationen könnte evtl. unter den Gesichts-
punkt der Gewähr für sachgerechte Aufgabenerfüllung (§ 18 Abs. 1 Nr. 4) fallen. 
Der Gesetzesentwurf räumt den Vereinen - unter denen nachfolgend immer an-
erkannte Vereine zu verstehen sind - Mitwirkungsrechte gemäß § 17 i.V.m. § 18 Abs. 
2 ein. Diese beziehen sich auf die von Bundes- oder den Landesministerien getroffe-
nen Vorbereitungen über den Erlass von Verordnungen oder Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet des Tierschutzes sowie auf die in § 19 Abs. 2 Nr. 2 relevanten Kern-
bereiche der Genehmigungs- und Erlaubnisverfahren im Tierschutz (bspw. Ausnah-
megenehmigungen über das Schächten sowie über das Kürzen von Schnabelspitzen 
bei Nutzgeflügel, Genehmigungen von Tierversuchen, Erlaubnisverfahren von 
Zucht, Haltung und Handel von Tieren). Die Mitwirkung kann von den Ländern 
selbst erweitert, bei Fällen mit geringem Ausmaß auf den Tierschutz aber auch einge-
schränkt werden. Anders als im Naturschutzrecht stellen die Mitwirkungsrechte keine 
eigene, subjektive Verfahrensrechte dar und sind folglich auch nicht vor Gericht ein-
klagbar. Im Naturschutzrecht können anerkannte Vereine ihre Beteiligung am noch 
nicht abgeschlossenen, mitwirkungspflichtigen Verfahren eigenständig einklagen (s.o. 
Partizipationserzwingungsklage 3.4). Darüber hinaus kann auch bei bereits erfolgtem 
Abschluss eines Verfahrens ohne eine davor erfolgte, jedoch vorgeschriebene  
                                                                                                                                     
71  Analoge Anwendung: Radespiel, Fn. 1 S. 25: Die Verwendung des Begriffs „Verein“(-sklage) statt 
„Verband“(-sklage) hat der Gesetzgeber damit begründet, dass hierdurch genauer bezeichnet wird, 
wer zur Anerkennung berechtigt ist. Nach Wolff/Bachof, § 71 Abs. 3b ist ein Verein eine Unter-
form des Verbands. Ein Verein ist demnach auch immer zugleich ein Verband, jedoch mit weite-
ren zu erfüllenden Voraussetzungen. Im folgenden ist deshalb immer von Natur- und Tierschutz-
vereinen die Rede. 
72  DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 4. 
73  Telefonat mit Herrn Dr. Fikuart, Veterinärdirektor i. R., Vorsitzender des Ausschusses für Tier-
schutz der Bundestierärztekammer, 04.02.2010.  
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Beteiligung der Verwaltungsakt – etwa ein Planfeststellungsbeschluss - angefochten 
werden.74 
Neben Mitwirkungsrechten eröffnet der Entwurf die Möglichkeit der Einlegung 
von Rechtsbehelfen nach Maßgabe der VwGO. Rechtsbehelfe umfassen auch vor-
läufige Rechtsschutzmittel wie die einstweilige Anordnung nach § 123 VwGO. Hier-
durch besteht die Chance, gegen behördliche Maßnahmen einzugreifen, bevor nicht 
mehr rückgängig zu machende Tatsachen geschaffen werden.75 So etwa bei einer 
Tötungsanordnung von Tieren. Ebenso ermöglicht das umfassende Klagerecht des 
Entwurfs ein Vorgehen gegen ein Untätigbleiben der Behörde, etwa wenn landwirt-
schaftliche Betriebe nicht in den vorgeschriebenen Intervallen kontrolliert werden 
oder tierschutzwidrige Handlungen oder Zustände vorliegen und hiergegen keine 
entsprechenden Anordnungen getroffen werden. Der Verein darf Rechtsbehelfe  
gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 3 nur dann einlegen, wenn er in mitwirkungsberechtigten Fäl-
len auch tatsächlich mitgewirkt hat. Des Weiteren darf er in der Begründung der 
Rechtsbehelfe nur einwenden, was er bereits bei der Mitwirkung hervorgebracht hat 
(materielle Präklusion). Rechtsbehelfe sind auch gegen Anordnungen oder die Unter-
lassung von Anordnungen nach § 16a TierSchG möglich. Mitwirkungsrechte be-
stehen in diesen Fällen nicht. Dies trifft ebenso auf Rechtsbehelfe gegen bau- und 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, welche Tierschutzbelange berühren  
(§ 20 Abs. 1 Nr. 2) zu. Um einer doppelten Befassung in einem Streitverfahren vor 
Gericht entgegenzuwirken, versagt § 20 Abs. 1 S. 2 die Einlegung eines Rechts-
behelfes gegen einen Verwaltungsakt nach S. 1 für den Fall, dass dieser Verwaltungs-
akt durch eine Entscheidung in einem verwaltungsgerichtlichen Streitverfahren er-
lassen oder in einem derartigen Verfahren in seiner Rechtmäßigkeit bestätigt worden 
ist. § 20a soll, angelehnt an das Umweltinformationsgesetz, den Vereinen freien  
Zugang zu Tierschutzinformationen beschaffen.  
Ein Hauptgrund für die Ablehnung des Entwurfs war die Begründung, das Ver-
bandsklagerecht führe aufgrund möglicher Verzögerungen für die Medikamenten-
entwicklung zu enormen Belastungen für den Pharma- und Forschungsstandort 
Deutschland. Für die Tierschutzvereine seien zudem genügend Möglichkeiten  
                                                 
74  Schmidt, S. 72 f.; vgl. Marzik, § 58 Rn. 12 ff.; vgl. Radespiel, S. 38: Subjektive Verfahrensrechte 
waren bereits in § 29 BNatSchG a.F. zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der Verbandsmitwir-
kung gegeben. 
75  Caspar, Tierschutz, S. 511. 
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vorhanden, um die Rechte der Tiere zu fördern. So etwa durch die Mitwirkung im 
Tierschutzbeirat, der Tierschutzkommission nach § 15 TierSchG sowie in  
Anhörungen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen.76 
4.3 Das Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine in Bremen 
Bremen hat als erstes Bundesland von der Möglichkeit eines Verbandsklagerechts für 
Tierschutzvereine Gebrauch gemacht. Das Gesetz über das Verbandsklagerecht für 
Tierschutzvereine (nachfolgend Bremer Gesetz)77 ist am 26. September 2007 in Kraft 
getreten. Diesem ging ein von rund 14.600 Bremer Bürgern unterzeichneter Antrag 
voraus.78 Im Vergleich mit dem Gesetzesantrag von Schleswig-Holstein lassen sich - 
abgesehen von der nunmehr landesweiten und nicht bundesweiten Regelung -  
einzelne zu betonende Abweichungen herausarbeiten, die nachfolgend dargestellt 
werden. 
Auch aktuelle Gesetzesentwürfe - so etwa der gegenwärtig in den Landtag von 
Nordrhein-Westfalen eingebrachte Gesetzesentwurf der Grünen - entsprechen den 
Vorgaben des Bremer Gesetzes.79  
4.3.1 Abweichende Regelung der Rechtsbehelfe 
Gemäß § 1 des Bremer Gesetzes ist lediglich eine Feststellungsklage nach § 43 Abs. 1 
VwGO zulässig. Damit entfallen auch vorläufige Rechtsschutzmöglichkeiten. Für die 
Einführung eines umfassenden Verbandsklagerechts bestehen laut dem Rechtsaus-
schuss Zweifel an der Gesetzgebungskompetenz der Länder (siehe 4.4). Eine Fest-
stellungsklage berücksichtige vor allem aber auch den Forschungs- und Wirtschafts-
standort Bremen. Sie ermöglicht die Überprüfung behördlicher Maßnahmen vor 
Gericht, ohne laufende Verwaltungsverfahren zu verzögern und greife nicht in den 
Bestand von Genehmigungen ein. Festgestellte Verstöße der Maßnahme sollten dann 
bei nachfolgenden Entscheidungen beachtet werden.80 Dadurch ist das Bremer  
Gesetz gegenüber dem Schleswig-Holsteiner Gesetzesentwurf auch insofern abge-
schwächt, als dass gegen ein Untätigbleiben der Behörde nicht vorgegangen werden 
                                                 
76  BR-Drs. 157/1/04, 28.10.2004  
77  Dieser Gesetz ist als Anlage 2 abgebildet. 
78  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 2). 
79  NRW-LT-Drs. 14/9760, 01.09.2009. Der Gesetzesentwurf wurde am 21.01.2010 von der CDU 
und der FDP abgelehnt. 
80  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 4). 
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kann. Als problematisch kann dies insofern angesehen werden, da gerade bei einem 
Untätigbleiben der Behörde ein Verbandsklagerecht als erforderlich angesehen 
wird.81 
Zu überlegen ist, inwieweit diesen Verstößen Beachtung in späteren Entschei-
dungen geschenkt werden kann. Maßnahmen nach dem TierSchG sind hauptsächlich 
Einzellfallentscheidungen, und gleichgelagerte Fallkonstellationen damit eher un-
wahrscheinlich. Eventuell würde hier eine Rechtsschutzlücke entstehen. Aufschluss  
hierüber könnten Erfahrungen im weiteren Verlauf des Verbandsklagerechts in  
Bremen geben. 
Ein sich als rechtswidrig herausstellender Verwaltungsakt, der für den Adressaten 
einen Vorteil bewirkt hat (bspw. eine Genehmigung für eine Tierhaltung), kann nur 
unter Berücksichtigung seines Bestandsinteresses sowie nach Maßgabe des Bremer 
Verwaltungsverfahrensgesetzes zurückgenommen werden.82 Zulässig ist eine Klage-
erhebung gemäß § 1 Abs. 3 nur, wenn die Behörde innerhalb von 3 Monaten nach 
Aufforderung des Vereins den Rechtsverstoß nicht beseitigt hat. Hierdurch wird es 
der Behörde ermöglicht, sich mit der Einwendung des Vereins zu befassen und ggf. 
darauf zu reagieren. Geklagt werden kann nur gegen Maßnahmen des Landes  
Bremen und der Stadtgemeinden, nicht jedoch gegen solche der Bundesbehörden.83 
4.3.2 Sonstige Abweichungen 
Gemäß § 2 des Bremer Gesetzes bestehen die Mitwirkungsrechte der anerkannten 
Vereine lediglich in der Gelegenheit, sich zu Vorbereitungen von Verordnungen und 
Rechtsvorschriften zu äußern. Eine Anerkennung ist nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des  
Bremer Gesetzes einem Tierschutzverein zu erteilen, wenn er im Anerkennungszeit-
punkt seit fünf Jahren besteht. Das fünfjährige Bestehen hat sich in Bremen bereits 
bei der Anerkennung von Naturschutzvereinen bewährt und wurde folglich auch so 
übernommen.84 Der in Bad Boll 2004 hervorgebrachte Vorschlag, den Begriff Verein 
bei der Anerkennung auf „rechtsfähigen Verein“ zu ändern85, wurde in Bremen aus-
                                                 
81  So etwa Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 17; Telefonat mit Herrn 
Dr. Fikuart, 04.02.2010; DTB, Hintergrund, Online im Internet S. 1. 
82  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 4 f.). 
83  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 5). 
84  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 5). 
85  Arbeitsgruppe IV, in: Bad Boll, 2004, S. 167. § 21 BGB: ein Verein erlangt die Rechtsfähigkeit 
durch Eintragung in das Vereinsregister.  
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geführt. Klage gegen bau- und immissionsschutzrechtliche Genehmigungen werden 
vor dem Hintergrund der Rechtssicherheit nicht gewährt, da dortige tierschutzbe-
deutsame Vorschriften nicht eindeutig bestimmt und abgegrenzt werden können.86 
Von Loeper hingegen sieht darin einen wichtigen Anwendungsbereich für das Klage-
recht. Nach der Bundesimmissionsverordnung werden bestimmte Genehmigungsan-
träge für Intensivtierhaltungen- oder Zuchten zwar öffentlich bekannt gegeben und 
es dürfen offiziell auch tierschutzrelevante Einwendungen hervorgebracht werden. 
Wird die beantragte Genehmigung jedoch entgegen den Einwendungen erteilt,  
besteht bisher keine Möglichkeit die Belange des Tierschutzes im Wege der Klage 
geltend zu machen.87 
4.4 Gesetzgebungskompetenz der Länder 
Nachdem der Gesetzesantrag der Schleswig-Holsteiner Landesregierung zur Einfüh-
rung einer Tierschutzverbandsklage auf Bundesebene gescheitert ist, hat sich die 
Diskussion über eine Einführung weitgehend auf die Länderebenen verlagert. Insge-
samt 12 Bundesländer haben sich seit fünf Jahren mit dieser Thematik beschäftigt.88 
Vor diesem Hintergrund ist zu klären, ob und inwiefern die Länder eine Gesetzge-
bungskompetenz für ein Tierschutzverbandsklagerecht überhaupt besitzen. Den 
Ländern steht eine Gesetzgebungskompetenz nur insoweit zu, als dass das GG den 
Bund nicht durch eigene Kompetenztitel zur Gesetzgebung berechtigt. Die in Frage 
kommenden Kompetenztitel sind Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (gerichtliches Verfahren) 
sowie Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG (Tierschutz). Von diesen Titeln muss der Bund aber 
tatsächlichen Gebrauch machen, um eine Sperrwirkung für die Länder zu erzielen.89 
Der Bund eröffnet durch § 42 Abs. 2 VwGO den Ländern generell die Möglichkeit 
einer Verbandsklageregelung. Damit hat er den Ländern offiziell einen Teil seiner 
Gesetzgebungskompetenz übertragen. Fraglich ist jedoch, ob der Bund von seiner 
Gesetzgebungskompetenz im Tierschutzbereich (Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG) insofern 
Gebrauch gemacht hat, als dass er eine landesgesetzliche Regelungskompetenz hin-
                                                 
86  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 5); NRW-LT-Drs. 14/9760, 01.09.2009. 
87  von Loeper, in: Dem Tier eine Stimme geben, S. 24. 
88  Baumgartl-Simons, Tierrechte, 2008, S. 13 f.: keine Gesetzesentwürfe wurde bisher eingebracht in 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
89  Caspar, DÖV 2008, 146. 
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sichtlich einer Verbandsklage im Bereich des Tierschutzes ausgeschlossen hat.90 Dies 
hat Caspar ebenso ausführlich untersucht und kommt durchaus schlüssig und nach-
vollziehbar zu dem Ergebnis, dass eine Verbandsklage auf Länderebene weder posi-
tiv rechtlich normiert ausgeschlossen wird, noch durch einen bewussten Regelungs-
verzicht über dieses Rechtsinstitut bei Erlass des bundeseinheitlichen Tierschutzge-
setzes sowie seiner Änderungsgesetze. Eine Forderung nach einer Verbandsklage war 
zur Zeit der Einführung des bundeseinheitlichen TierSchG überhaupt nicht bekannt. 
Im Vordergrund stand hier zunächst die Sicherung des materiellen Schutzes der Tie-
re.91 Mit der Novellierung des TierSchG im Jahr 1986 wurden erstmals auf den Ver-
fahrensablauf bezogene Rechtsinstitute in Form des Tierschutzbeauftragten (§ 8b 
TierSchG) und der Tierversuchskommission (§ 15 Abs. 1 TierSchG) eingeführt. Vor 
dem Hintergrund, der Bundesgesetzgeber habe mit dieser Einführung eine abschlie-
ßende verfahrensrechtliche Regelung getroffen, hat Bremen lediglich eine Fest-
stellungsklage anstelle eines umfassenden Klagerechts eingeführt. Diese würde eben-
so wenig wie die o.g. Rechtsinstitute in den Bestand der Genehmigung eingreifen 
und könne keine Verwaltungsverfahren verzögern. Damit würde eine derartige Rege-
lung weder den Tierschutzvorschriften widersprechen noch diese berühren.92 Caspar 
entgegnet dieser Auffassung, dass fraglich sei, ob sich eine Unterscheidung in den 
Klagearten überhaupt für eine Abgrenzung der Gesetzgebungskompetenzen eigne. 
Zu betonen sei jedoch, dass „die Einfügung neuer verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Institute in das Tierschutzgesetz ganz allgemein die Annahme nicht zulässt, der  
Bundesgesetzgeber habe damit eine erschöpfende Regelung getroffen“93 Zudem sei 
zu beachten, dass die mit der Novellierung eingeführten Institute eine komplett  
differenzierte Rechtsqualität als eine Verbandsklage aufweisen. Eine Verbandsklage 
ermöglicht es dem Verein, „eine Behördenentscheidung vor einem Gericht eigen-
ständig zu überprüfen, und zwar zu einem Zeitpunkt, in der das Verwaltungs-
verfahren bereits durch Erlass einer behördlichen Maßnahme oder durch deren  
Unterlassung einen Abschluss gefunden hat“. Die o.g. Rechtsinstitute weisen dage-
gen lediglich beratende Funktionen im Vorfeld einer Entscheidung oder Handlung 
                                                 
90  Caspar, DÖV 2008, 147. 
91  Caspar, DÖV 2008, 149. 
92  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007 (Anlage 2 S. 2). 
93  Caspar, DÖV 2008, 150, Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Rn. 59: „Dagegen lässt sich nicht einwen-
den, dass der Bundesgesetzgeber […] das dazu gehörende Verwaltungsverfahren abschließend ge-
regelt habe“. 
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auf. Caspar weist noch darauf hin, dass es keinerlei Anhaltspunkte dafür gibt, dass der 
Gesetzgeber durch Einführung der o.g. Rechtsinstitute bewusst eine Verbandsklage 
ausschließen wollte und sich eine Ausschlusswirkung für die Landesgesetzgebung 
nicht auf die besonderen Verfahrensvorschriften stützen lässt.94 Letztlich lässt sich 
noch festhalten, dass sich auch aus dem Scheitern des Schleswig-Holsteiner Geset-
zesantrags vor dem Bundesrat kein Regelungsverzicht für Länder ableiten lässt, zu-
mal der Bundestag zentrales Organ der Gesetzgebung ist, dieser hinsichtlich der Ab-
lehnung im Bundesrat aber gar keine Gelegenheit hatte, sich mit der Angelegenheit 
zu befassen.95 Im Fazit fasst Caspar nochmals zusammen, dass es den einzelnen Län-
dern frei steht, „eigene Regelungen“96 hinsichtlich eines Verbandsklagerechts für 
Vereine einzuführen. Durch die Formulierung „eigene Regelungen“ wird m. E. die 
Aussage verfestigt, dass es den Ländern frei steht, auch ein umfassendes Klagerecht 
einzuführen. Dass diesbezüglich jedoch noch immer Unsicherheiten vorherrschen, 
zeigt sich in dem von den Grünen 2009 eingebrachten Entwurf in NRW, die mit 
derselben Begründung wie Bremen den Vereinen lediglich eine Feststellungsklage 
einräumen.97 Vor diesem Hintergrund wäre eine endgültige, Rechtssicherheit gebende 
Klärung wünschenswert.  
5 Ausgewählte Problematiken der Tierschutzverbandsklage 
5.1 Die Folgerung einer Verbandsklage aus Art. 20a GG 
Oftmals wird ein Tierschutzverbandsklagerecht mit dem seit nunmehr 2002 in Art. 
20a GG verfassungsrechtlich abgesicherten Tierschutz in Verbindung gebracht. Es 
gilt daher aufzuzeigen, ob und inwiefern ein Zusammenhang zwischen dem geforder-
ten Verbandsklagerecht und dem Staatsziel Tierschutz besteht.  
Infolge des Staatszieles Tierschutz wird der Staat, insbesondere aber dessen ge-
setzgebende Organe auf Bundes- und Länderebene, zu einem effektiven Tierschutz 
                                                 
94  Caspar, DÖV 2008, 149  
95  Caspar, DÖV 2008, 151 f.  
96  Caspar, DÖV 2008, 152.  
97  NRW-LT-Drs. 14/9760, 01.09.2009, S. 5. 
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verpflichtet. Diese Verpflichtung umfasst den Schutz der Tiere vor nicht artgemäßer 
Haltung, vermeidbaren Leiden sowie der Zerstörung ihrer Lebensräume.98  
Mit diesem Schutzauftrag ist der Gesetzgeber auch gehalten, durch den Erlass 
verfahrensrechtlicher Normen für eine effektive Kontrolle des Tierschutzes und ei-
ner damit verbundenen Verwirklichung der o.g. Zielvorgaben zu sorgen.99 Dadurch 
dürfte die bisherige fehlende Waffengleichheit im dreipoligen Verhältnis zwischen 
Tiernutzer, Behörde und den zu schützenden Tieren (siehe 2.2) nicht mehr länger 
hinzunehmen sein. Die Forderung, die bisher vorherrschende fehlende Waffen-
gleichheit auszugleichen, erhält durch das Staatsziel Tierschutz verstärktes Ge-
wicht.100  
Dem Gesetzgeber wird bei der Wahl der Mittel zur Verwirklichung des Staats-
zieles Tierschutzes und seiner inhaltlichen Elemente ein weiter Gestaltungsspielraum 
zugesprochen. Dies entbindet ihn nach überwiegend vorzufindender Meinung jedoch 
nicht von der Pflicht, das „jeweils effektivste Mittel zur Erfüllung des Schutzauf-
trages zu wählen“101. Caspar formuliert dies ähnlich: Der Gesetzgeber sei verpflichtet, 
infolge des Staatszieles Tierschutz dessen Belange mit Hilfe seiner Mittel zu verfol-
gen und dadurch für einen möglichst wirksamen Tierschutz zu sorgen.102  
Diese Eingrenzung des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraumes dürfte sich meiner 
Auffassung nach daraus ergeben, dass der Tierschutz als Verfassungsgut nun mit 
anderen Verfassungsgütern sowie anderweitigen Rechten abzuwägen ist. Folglich hat 
der Gesetzgeber im Rahmen der Abwägung immer die möglichst tierschonende  
(bei Erlass anderer Gesetze) bzw. die möglichst tierschützende (bei Erlass tierschutz-
rechtlicher Normen) zu wählen.103 Eine Ausgestaltung des Rechtssystems, die den 
Schutz der Tiere unter Einbeziehung seiner seit 2002 erfolgten Gleichstellung mit 
weiteren Verfassungsgütern bestmöglich bewirkt, würde auch dem Optimierungsge-
bot entsprechen, welches für das Staatsziel Umweltschutz anerkannt ist.104  
                                                 
98  BT-Drs. 14/8860, 23.04.2002, S. 3; dieser Schutzauftrag beinhaltet das Integritätsprinzip, welches 
unter 2.1 aufgeführt ist. Dieses geht aus § 1 TierSchG hervor und gilt ebenso unmittelbar für Art. 
20a GG. 
99  Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 2. 
100  Caspar/Schröter, S. 49. 
101  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 57; BT-Drs. 157/04, 19.02.2004 (Anlage 1 Seite 7); anderer 
Meinung: Löwer, Forschung & Lehre 2004, 258. 
102  Caspar/Schröter, S. 44. 
103  Vgl. Caspar/Schröter, S. 44; E-Mail von Frau Ofensberger, Juristin der Rechtsabteilung des Deut-
schen Tierschutzbundes e.V., 12.02.2010 (Anlage 7). 
104  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Art. 20a GG Rn. 14. 
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Die Verbandsklage wird von vielen Seiten als ein solch effektives Mittel an-
gesehen.105 Caspar bezeichnet die Verbandsklage als „ein geeignetes Instrument, mit 
welchem der Gesetzgeber seinen Gestaltungsauftrag zur Optimierung des rechtlichen 
Tierschutzes in prozeduraler Hinsicht in hohem Maße erfüllen könnte“106. 
Dennoch kann der Gesetzgeber verfahrensrechtlich nicht zu der Einführung  
eines Verbandsklagerechts gezwungen werden. Selbst wenn die Verbandsklage als 
optimales Mittel angesehen wird, um das Staatsziel Tierschutz umzusetzen, kann sie 
ihrerseits nicht eingeklagt werden. Ansonsten würde die Gefahr bestehen, politische 
Diskussions- und Entscheidungsprozesse der vom Parlament ausgehenden Demo-
kratie einzuschränken und bereits im Vorfeld festzulegen.107 
Ebenso ist der Gesetzgeber in materiell-rechtlicher Hinsicht nicht zu einer Ein-
führung eines Verbandsklagerechts verpflichtet. Es liegt derzeit keine erhebliche Ver-
schlechterung des Kernbereichs/Schutzstandards vor, weshalb eine Einführung des 
Verbandsklagerechts auch nicht zwingend geboten ist. Da die Einführung eines Ver-
bandsklagerechts jedoch als eine Optimierung der Durchsetzbarkeit des Tierschutzes 
angesehen werden kann, ist der Gesetzgeber durchaus dazu legitimiert, ein solches 
einzuführen. 
5.2 Ausreichend bestehende Handlungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten 
5.2.1 Tierquälerei als strafbare Handlung 
Jeder der seiner Auffassung nach einen tierschutzwidrigen Sachverhalt beobachtet, 
kann diesen dem Veterinäramt oder bei Gefahr im Verzug auch der örtlichen Poli-
zeidienststelle, mit der Bitte tätig zu werden, mitteilen. Wird diese Bitte nicht beach-
tet, besteht die Möglichkeit, sich bei den entsprechenden höheren Behörden zu be-
schweren. Des weiteren steht jedermann - somit auch den Tierschutzvereinen - das 
Recht zu, strafbar oder ordnungswidrig erscheinende Sachverhalte bei allen Polizei-
dienststellen anzuzeigen. Vorliegende Ordnungswidrigkeiten werden an die zuständi-
gen Behörden weitergleitet, vorliegende Strafverfahren werden nach eigenständiger 
Ermittlung der Polizei der Staatsanwaltschaft vorgelegt.108 Tierquälerei ist ein sog. 
                                                 
105  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 57. 
106  Caspar/Schröter, S. 51. 
107  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 10 f.  
108  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Einf. Rn. 35. 
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Offizialdelikt. Dies hat zur Folge, dass bei hinreichendem Tatverdacht die Ermittlun-
gen auch aufzunehmen sind. Vor dem Hintergrund des Offizialdelikts ist zunächst 
festzuhalten, dass dem Tierschutz hierzulande ein nicht unerhebliches Gewicht  
verliehen wird.109 Als Anzeigeerstatter hat man jedoch weder das Recht auf Akten-
einsicht noch auf Informationen über den Verfahrensverlauf. Aufgrund der fehlen-
den Betroffenheit in eigenen Rechten besteht auch nicht die Möglichkeit, Rechts-
mittel bei einer Einstellung des Verfahrens einzulegen.110 Es besteht lediglich die 
Möglichkeit, eine Dienstaufsichtsbeschwerde zu erheben.111 Strafanzeigen und das 
Strafrecht werden von mehreren Seiten als nicht ausreichende Möglichkeit gesehen, 
einen effektiven Tierschutz zu gewährleisten.112 Gemäß § 17 Nr. 2b TierSchG  
müssen dem Tier länger anhaltende oder sich wiederholende erhebliche Schmerzen 
und Leiden zugefügt werden, um eine Straftat zu begehen. Die Anforderungen die 
hieran gestellt werden sind sehr hoch und bereits geringste Zweifel daran, z.B. durch 
einen vom Tiernutzer beauftragten Gutachter, können zum Freispruch oder zur Ein-
stellung des Verfahrens führen.113 Auch nach Ansicht der Strafjustiz könne das Straf-
recht „den Tierschutz allenfalls in extremen Fällen, nicht aber in einem Normalfall 
objektiv rechtswidriger Tierhaltung sicherstellen“114. Vor diesem Hintergrund sind 
viele tierschutzwidrige Handlungen, wie eine nicht artgerechte Tierhaltung, nicht von 
Staatsanwaltschaften und vor Strafgerichten überprüfbar, da eine bloße nicht artge-
rechte Tierhaltung den Straftatbestand des § 17 Nr. 2b TierSchG bei Weitem nicht 
erfüllen kann. Diese Überprüfung müsste somit vor Verwaltungsgerichten erfolgen, 
wofür gerade eine Klagemöglichkeit nötig wäre. Selbst wenn die o.g. Tatbestands-
merkmale des § 17 Nr. 2b TierSchG erfüllt sind, müssen noch weitere Voraus-
setzungen vorliegen. So muss dem Betroffenen ein vorsätzliches Handeln und ein 
Unrechtsbewusstsein vorgeworfen werden können. Die Nachweisbarkeit im Bereich 
des Unrechtsbewusststeins wird auch durch Fragen erschwert, wie etwa ob man  
                                                 
109  Ort, Vortrag, in: Bad Boll, 1997, S. 51. 
110  DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 6. 
111  von Loeper, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 22.  
112  Menschen für Tierrechte, Stellungnahme, Online im Internet, S. 4; ähnlich: Ofensberger, Diskus-
sionsbeitrag, in: Bad Boll, 1997, S. 30 zu Strafverfahren: „Leider sind unsere Erfahrungen entspre-
chend negativ“, wobei sie nicht ausschließt, dass es auch mit Tierschützern besetzte Strafanwalt-
schaften gibt. 
113  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 16; ähnlich auch  
Caspar/Schröter, S. 131. 
114  So das LG Darmstadt NStZ 1984, 173, 175 zitiert nach: Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Einf. Rn. 35. 
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einen Tiernutzer bestrafen kann, dessen Tierhaltung ursprünglich genehmigt wurde 
und seither auch nicht mehr einer behördlichen Beanstandung unterlegen war. Dies 
führt in der Regel dazu, dass Verurteilungen nicht vollzogen werden.115 Von Loeper 
stellt auch dar, dass es bei Straftaten um Ausnahmefälle geht, „um vorwerfbar krimi-
nelles Ver-halten“, das eine gewisse Schwere der Tat und eine subjektive Vorwerf-
barkeit voraussetzt. Bei der Verbandsklage soll es aber unabhängigen Treuhändern 
ermöglicht werden, Mitwirkungs- und Klagerechte geltend zu machen, um auf den 
Normalfall einzuwirken, sprich künftig die Lebensbedingungen der Tiere nach den 
derzeitigen gesetzlichen Anforderungen sicherzustellen.116  
Neben der Erstattung von Strafanzeigen gegen Tierhalter- oder nutzer besteht in 
bestimmten Fällen auch die Möglichkeit der Strafanzeigenerstattung gegen Amts-
tierärzte. Der Straftatbestand des § 17 TierSchG kann i.V.m. § 13 Strafgesetzbuch 
(StGB) auch durch ein Unterlassen begangen werden. Voraussetzung hierfür ist, dass 
der Amtsveterinär rechtlich dafür einzustehen hat, dass die Verwirklichung des Tat-
bestandes des § 17 TierSchG nicht eintritt, d.h. eine sog. Garantenstellung inne hat.117 
Inwieweit diese Garantenstellung jedoch besteht ist noch nicht eindeutig geklärt. Die 
wohl größte praktische Relevanz bei der Frage der Garantenstellung dürfte im  
Bereich des Nichteinschreitens des Amtstierarztes trotz Kenntnis tierschutzrecht-
licher Missstände liegen.118 Dies ist für diese Arbeit auch insofern relevant, als dass 
auch die Verbandsklage als wichtiges Instrument angesehen wird, gegen ein Untätig-
bleiben der Behörde bzw. derer für sie tätig werdenden Amtstierärzte vorzugehen.  
Nach Pfohl und Kemper ergibt sich aus § 16a TierSchG eine Garantenstellung des 
Amtstierarztes als sog. Beschützergarant. Gemäß Art. 20a GG und § 1 S. 1 TierSchG 
ist er zum Schutz der Tiere berufen und ist dadurch verpflichtet, gegen tierschutz-
widrige Handlungen und Zustände vorzugehen.119 Die Beschützergarantenstellung 
gilt jedoch nicht uneingeschränkt. Verwaltungsrechtlich gewährte Ermessensspiel-
räume sind auch bei der Beschützergarantenstellung zu berücksichtigen.  
Einigkeit besteht darüber, dass ein garantenpflichtwidriges Verhalten dann  
gegeben ist, wenn in folge einer Ermessensreduzierung auf Null von nur einer  
                                                 
115  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 16 f. 
116  von Loeper, Vortrag, in: Bad Boll, 2004, S. 119. 
117 Kemper, Online im Internet, S. 7. 
118  Pfohl, NuR 2009, 241. 
119  Kemper, Online im Internet, S. 18, Pfohl, NuR 2009, 241. 
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einzigen rechtmäßige Entscheidung ausgegangen werden kann, welche der Amtstier-
arzt hätte treffen müssen.120 Folgt man der mittlerweile überwiegenden Meinung, 
dass § 16a TierSchG kein Entschließungsermessen (Ermessen darüber, ob überhaupt 
gegen einen eingetretenen oder mit hinreichender Wahrscheinlichkeit eintretenden 
Verstoß vorzugehen ist) einräumt121, handelt der Amtstierarzt garantenpflichtwidrig, 
wenn er trotz Kenntnis eines vorliegenden Missstandes einfach untätig bleibt. Pfohl 
bejaht darüber hinaus sogar ein garantenpflichtwidriges Verhalten bei fehlerhafter 
Ausübung des Auswahlermessens (Form des Handelns).122 Unabhängig, von welcher 
Gegebenheit man letztlich ausgeht, setzt die Begehung einer Straftat durch Unterlas-
sen gleich einem aktiven Tun den Vorsatz voraus. Der Vorsatznachweis gestaltet sich 
beim Auswahlermessen insb. dann als schwierig, wenn der Amtsveterinär hervor-
bringt, zum maßgebenden Entscheidungszeitpunkt die aus seiner Sicht angemessene 
Anordnung vollführt zu haben. Eine solche Vorstellung führt nach § 16 StGB zu 
fahrlässigem, aber nicht vorsätzlich falschem Handeln.123 Weiter darf es gemäß § 13 
StGB dem Amtstierarzt nicht unmöglich sein, die gebotene Handlung vorzunehmen. 
Nach Kemper zählen zu dieser Unmöglichkeit jedoch keine Sparsamkeitsgründe. 
Vielmehr liegt es für ihn nahe, bei Vorhandensein „chronischer Ausstattungsdefizite“ 
auch die hierfür Verantwortlichen bezüglich einer möglichen Strafbarkeit zu überprü-
fen. Eine Förderungspflicht, die für den Vollzug des TierSchG benötigten personel-
len und sachlichen Verbesserungen vorzunehmen, würde sich aus Art. 20a GG  
ableiten lassen. Möglicherweise könnten Strafanzeigen in diesen Bereichen vermehrt 
auf die unzureichende Mittel- und Personalausstattung aufmerksam machen und 
förderlich für ein Tätigwerden der Verantwortlichen sein. Dies würde zum Teil zu 
einer Erhöhung der Effektivität des Tierschutzes führen.124  
Zudem deutet Pfohl bereits am Anfang seiner Ausführungen darauf hin, dass „ein 
entsprechendes strafrechtliches Risiko beherrschbar und auf außergewöhnliche Fälle 
beschränkt sein dürfte“125. Die hessische Landestierschutzbeauftragte Martin, welche 
das Gutachten von Kemper in Auftrag gegeben hatte, stellt fest, dass die Verpflich-
                                                 
120  Kemper, Online im Internet, S. 21; Pfohl, NuR 2009, 241. 
121  So etwa: Pfohl, NuR 2009, 241; Kemper, Online im Internet, S. 22; Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 
16a Rn. 5 m.w.N.). 
122  Pfohl, NuR 2009, 241. 
123  Pfohl, NuR 2009, 241. 
124  Kemper, Online im Internet, S. 22 f. Zu der Argumentation, eine alleinige Personalaufstockung 
würde den Vollzugsdefiziten gänzlich  entgegenwirken, wird auf Punkt 5.2.3 verwiesen.  
125  Pfohl, NuR 2009, 238. 
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tung zu agieren nur geringe Veränderungen hervorgerufen hat. Es kam teils schon zu 
Anzeigen, der Vorsatznachweis sei aber schwer herbeizuführen.126 Von Loeper ist der 
Ansicht, dass es vor dem Hintergrund der Garantenpflicht und dem Bewusststeins-
wandel der Menschen hinsichtlich des Tierschutzes wohl durchaus zu mehr Straf-
anzeigen kommen wird. Dies wird die ausführende Behörde vermehrt in Zugzwang 
bringen. Jedoch sollten strafrechtliche Verfahren nur als ultima ratio angewendet 
werden. Die Klärung hinsichtlich der Beachtung des Tierschutzes sollte zunächst in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren stattfinden. Wäre der Streitfall bereits dort im 
Sinne des Tierschutzgesetzes zu lösen, stünden Diskussionen über strafrechtliches 
Verhalten von Tierärzten nicht mehr zu Debatte.127  
5.2.2 Mitwirkungsmöglichkeiten von Tierschutzvereinen in 
bestehenden Einrichtungen 
Auch heißt es, den Tierschutzvereinen würden auch ohne Verbandsklagerecht bereits 
ausreichende Möglichkeiten zur Verfügung stehen, Einflussnahme auf den Schutz 
der Tiere zu nehmen. Zu diesen Möglichkeiten zählt der Tierschutzbeirat der Länder, 
die Tierschutzkommission des Bundes (§ 16b TierSchG) und die Tierversuchskom-
mission (§ 15 Abs. 1 S. 2-5 TierSchG).128 Die von den Ländern eingerichteten Tier-
schutzbeiräte sind vielseitig zusammengesetzte Gremien, welche das jeweilige  
Ministerium ihres Bundeslandes bei Tierschutzfragen beraten sollen.129 In BW sind 4 
der 13 stimmberechtigten Organisationen im Tierschutzbeirat Tierschutzvereine, 
welche insgesamt 9 von 22 Stimmen haben (vgl. Anlage 4). Abgestimmt werden kann 
von den Organisationen nur über die Auffassung des Tierschutzbeirates130. Der  
Beirat ist danach ein reines Empfehlungsgremium, d.h. das Ministerium ist letztlich 
nicht an die dortigen Empfehlungen gebunden. Die aktuellen Möglichkeiten der 
Tierschutzvereine im Landesbeirat sind demnach nicht mit einem verbindlichen Kla-
gerecht zu vergleichen. Abgesehen hiervon wird teils auch die Zusammensetzung des 
Landesbeirates in BW kritisch gesehen, da die Lobby anderer Interessenvertreter 
                                                 
126  Telefonat mit Frau Dr. Martin, 21.11.2009 und 20.01.2010. 
127  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 13. 
128  BR-Drs. 157/1/04, 28.10.2004; Brandstetter, GV-SOLAS, Online im Internet. Zur Tierschutz-
kommission näheres unter 5.6.4. 
129  MLR BW, Tierschutzbeirat, Online im Internet. 
130  MLR BW, Zusammensetzung Tierschutzbeirat, Online im Internet.  
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größer sei als die des Tierschutzes.131 Letztlich stellen die Gremien Diskussionsplatt-
formen dar, auf denen die Belange der Tierschützer und der Tiernutzer entgegen-
gerichtet erörtert werden können.132 Ein ähnliches Gremium bildet die in § 16b 
TierSchG gesetzlich vorgeschriebene und vom BMELV berufene Tierschutz-
kommission. Diese soll bei Tierschutzfragen sowie vor Erlass von Rechtsverordnun-
gen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften angehört werden und das BMELV 
hierüber beraten. Die Tierschutzverbände sind mit vier Sachverständigen in dem 
zwölfköpfigen Gremium vertreten.133 Auch hier besteht keine Bindungswirkung an 
die abgestimmte Entscheidung der Kommission, jedoch muss von dem BMELV eine 
Auseinandersetzung mit dem Votum erfolgen und die endgültige Entscheidung  
begründet werden.134  
Hinsichtlich des oben aufgeführten Hintergrundes lässt sich meiner Ansicht nach 
der Aussage folgen, dass die genannten Gremien, insbesondere die darin mitwirken-
den Tierschutzvereine, die Aufgabe eines unabhängigen Treuhänders im Sinne einer 
Verbandsklage nicht erfüllen können.135 Zu erwähnen sei noch, dass sich auch Um-
weltminister Müller aus Schleswig-Holstein in dem 2003 geführten Symposium für ein 
(insb. bundesweites) Verbandsklagerecht eingesetzt hat, zugleich aber auch die Erfol-
ge des Ministeriums im Tierschutzbereich betont hat.136 Dies ist ein beachtliches  
Argument, um die Verbandsklage als sinnvolle Ergänzung zu betrachten. 
Bestehendes politisches Engagement muss auch im Falle einer Einführung des 
Verbandsklagerechtes weitergeführt werden. Ansonsten könnte die Gefahr ent-
stehen, dass politische Entscheidungen zunehmend vor den Gerichten getroffen 
werden.137 Eine Bestätigung dieser Befürchtung lässt sich in der Aussage von  
Ludwichowski finden. Er führt aus, dass im Naturschutz die politische Ebene, bspw. 
das Ministerium, dazu tendiert naturschutzrechtliche als auch fachlich bedenkliche 
Entscheidungen zu fällen. Folglich würde in der Diskussion darauf verwiesen  
werden, dass die Naturschutzverbände ja klagen und die „Kohlen stellvertretend für 
die eigentlich zuständige Fachbehörde aus dem Feuer holen“ können. Ludwichowski 
                                                 
131  E-Mail von Herrn Lawo, Vorsitzender des Landestierschutzverbandes BW, 30.12.2009. 
132  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59. Maisack ist ebenfalls Mitglied im Landesbeirat für Tier-
schutz BW. 
133  Tierschutzkommissionsverordnung vom 29.10.2001 (BGBl. I S. 2785). 
134  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 16b Rn. 1. 
135  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59. 
136  Bauer in Vertretung von Müller, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 32. 
137  Rossi, Thesen, in: Bad Boll, 2004, S. 175. 
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sieht diese Gefahr der Verantwortlichkeitsverlagerung von der politischen Ebene auf 
die Rechtsebene auch für den Bereich des Tierschutzes.138 
5.2.3 Die Behörden als ausreichende Handlungsträger 
Ein weiterer Diskussionspunkt stellen die zur Durchführung des Tierschutzgesetzes 
und seiner Rechtsverordnungen zuständigen Behörden dar. So äußert der  
Wirtschaftsverband der forschenden Pharma-Unternehmen (vfa)139, dass die durch-
aus notwendige und sinnvolle Überprüfung der Einhaltung dieser gesetzlichen 
Bestimmungen bereits angemessen und ausreichend durch die zuständigen Behörden 
garantiert wird.140 Auch Piontkowski äußert sich dahingehend, dass es sich heutzutage 
eine Behörde gar nicht mehr leisten kann, dem Schutz der Tiere „eine eher beiläufige 
Bedeutung beizumessen“141. Diesen Aussagen stehen jedoch anderweitige Meinungen 
gegenüber. So entgegnet von Loeper, dass Aussagen mit diesem Inhalt auf nicht aus-
reichenden Informationen beruhen, da sich Vollzugsdefizite bei objektiver Ansicht 
nicht leugnen lassen können.142 Dieser Aussage ist meiner Ansicht nach zu folgen, 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass Vollzugsdefizite bestätigt und mit aus-
reichenden Beispielen belegt werden können.143 Maisack argumentiert, dass die Beam-
ten der Veterinär- und Genehmigungsbehörden oftmals einem interessensorientier-
ten Druck ausgesetzt sind. Versagt die zuständige Behörde bspw. die Genehmigung 
einer Mastanlage, muss sie mit Widersprüchen sowie eventuell mit Klagen des  
Antragstellers durch alle drei Instanzen hindurch rechnen (s.o. 2.2). Hinter den  
Antragstellern stehen oftmals Interessensverbände, welche die Möglichkeit haben, 
gut bezahlte Gutachter im Genehmigungsstreit einzusetzen. Dies hat für Maisack 
nachvollziehbar zur Folge, dass der ein oder andere Beamte gegen seine Bedenken  
handelt und dem o.g. Beispiel folgend die Genehmigung der Mastanlage erteilen 
wird. Ein weiterer Druck kann zudem durch vorgesetzte Stellen entstehen, sollte die 
                                                 
138  Ludwichowski, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 31. 
139  Der vfa vertritt die Interessen von 46 weltweit führenden forschenden Pharma-Unternehmen und 
über 100 Tochter- und Schwesterfirmen in der Gesundheits-, Forschungs- und Wirtschaftspolitik 
(näheres unter: http://www.vfa.de/de/vfa/ueberdenvfa.html) 
140  vfa, Online im Internet, S. 1. 
141  Piontkowski, Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 173. 
142  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 20.  
143  Beispielhaft sei genannt: Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 13 ff.; 
DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 1; Von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im 
Internet, S. 4 f.; E-Mail von Herrn Lawo (Anlage 6), Telefonat mit Frau Dr. Martin (Anlage 5), 
Herr Thümmel im Gespräch.  
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Genehmigung versagt und es in Folge dessen zu einem – meist für das Land sehr 
kostspieligen – Prozess kommen. Eine ähnliche Situation bezüglich der Kostspielig-
keit kann auch Baumgartl-Simons, Tierärztin und stellvertretende Vorsitzende der 
Dachorganisation Menschen für Tierrechte – Bundesverband der Tierversuchsgegner 
e.V. -, bestätigen. So hat einer Kommune die Einziehung und die anschließende art-
gerechte Unterbringung eines Zirkuselefanten 40.000 Euro gekostet. Eine Situation 
in welcher der Dienstvorgesetzte durchaus einmal sagen kann, man solle doch ein-
fach abwarten, bis der Zirkus weiterzieht.144 Auch Amtstierärzte bestätigen, dass eine 
Unterbringung fortgenommener oder eingezogener Tiere schlichtweg den Etat über-
steigen würde.145 Darüber hinaus kam es zuweil auch von politischen Verantwortli-
chen zu der Aussage, man betrachte die Veterinär- und Lebensmittelaufsichtsämter 
als Teil der Wirtschaftsförderung.146 Folglich kann der Beamte, der den Tierschutz 
durchsetzen möchte, einem sogar doppelten Druck ausgesetzt sein, was ihn letztlich 
doch den „Weg des geringsten Widerstandes“ gehen lassen kann.  
Hinzu kommt dann noch die personelle Unterbesetzung und Überlastung der 
Tierschutzbehörden.147 Hier sieht Fikuart einen sinnvollen Anwendungsbereich für 
die Verbandsklage. So seien Amtstierärzte aufgrund der seit Jahren vorherrschenden 
chronischen Unterbesetzung gar nicht in der Lage, die vorgeschriebenen Überprü-
fungsintervalle von landwirtschaftlichen Betrieben gemäß der Tierschutz-
Nutztierhaltungsverordnung und der entsprechenden EU-Richtlinien einzuhalten. 
Bestünde die Möglichkeit einer Klage gegen das Untätigbleiben, würde dies der be-
troffene Amtsveterinär sogar begrüßen. Ein öffentliches Bekanntwerden darüber, 
dass die politischen Verantwortlichen ihrer Verpflichtung der ausreichenden Behör-
denausstattung nicht nachkommen, würde ein schlechtes Bild auf diese werfen und 
könnte möglicherweise zu Veränderungen führen.148 Wobei auch zu berücksichtigen 
ist, dass Veränderungen der Mittel- und Personalausstattung meist erst dann vorge-
nommen werden, wenn auch der Schutz des Menschen auf dem Spiel steht. So etwa 
                                                 
144  E-Mail von Frau Dr. Baumgartl-Simons, 28.01.2010. 
145  Kemper, Online im Internet, S. 7. 
146  Telefonat mit Herrn Dr. Fikuart, 04.02.2010. 
147  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Einf. Rn. 38; Caspar/Schröter, S. 50; Kemper, Online im Internet, 
Fn. 72 S. 24 m.w.N.; BW-LT-Drs. 14/5491, 27.11.2009 “bestehende Unterbesetzung”; Telefonat 
mit Frau Dr. Martin, 11.12.2009: in Hessen „laufen engagierte Kollegen auf dem letztem Rad“; Te-
lefonat mit Herrn Dr. Fikuart, 04.02.2010: „chronische Unterbesetzung seit Jahren“. 
148  Telefonat mit Herrn Dr. Karl Fikuart, 04.02.2010. 
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beim Auftreten von Infektionskrankheiten, die vom Tier auf den Menschen über-
tragbar sind (Zoonosen).  
Das Problem der Unterbesetzung und Überbelastung wurde bereits 1997 in Bad 
Boll diskutiert. Wohn, zu dieser Zeit Veterinärdirektor und Präsident des Bundesver-
bandes der beamteten Tierärzte, weist dort auf folgende Schwierigkeiten hin:  
Während auf der einen Seite von Verschlankungen und Stellenstreichungen die Rede 
ist, muss gleichzeitig von den Handelnden eine Auseinandersetzung mit einer Fülle 
von Verordnungen erfolgen, um diese auch gesetzesgemäß anwenden zu können. 
Dies erschwert den amtstierärztlichen Alltag zusätzlich. In Fällen von Schweinepest 
u.a. ist der Amtsveterinär dann letztlich gezwungen, Prioritäten zu setzen, wodurch 
andere Aufgaben zwangsläufig liegen bleiben.149 Eine solche Situation kann sich auch 
in gut besetzten Behörden ergeben. Erweiternd führt von Loeper aus, dass die Voll-
zugsorgane gleich anderen Menschen auch, Irrtümern und gegensätzlichen Interessen 
unterliegen. Zudem sind die zuständigen Behörden weisungsabhängig und somit 
nicht ohne Ausnahmen als unabhängige Treuhänder für Tiere anzusehen. Nach  
Maisack und von Loeper würde es die Verbandsklage den engagierten Beamten erleich-
tern, sich einem interessensorientierten Druck zu widersetzen sowie dessen  
Weisungsabhängigkeit zu reduzieren, da sich dieser auf die ergänzende Kontrolle 
durch die Judikative berufen könnte.150 In Folge dieser Berufungsmöglichkeit spricht 
von Loeper von einer nachhaltigeren Einforderung der Verwirklichung der Tierschutz-
normen.151 Eine solche Wirkung könnte auch eine (durchaus gewünschte) Personal-
aufstockung, eine Umgestaltung der Verwaltung, etwa durch die Einführung eines 
mittleren Veterinärdienstes152 oder eine bessere Ausbildung der Handlungsträger, 
nicht erreichen.153  
Unabhängig von einer Personalaufstockung könnte mit einem Verbandsklage-
recht als Nebeneffekt auch mehr Rechtssicherheit erreicht werden. Die erweiterte 
gerichtliche Überprüfung tierschutzrechtlicher Belange würde die Gelegenheit bieten, 
                                                 
149  Wohn, Tagungsergebnisse, in: Bad Boll, 1997, S. 189; Martin, Vortrag, in: Bad Boll, 2004, S. 110: 
“Staat verschlanken ist in”. 
150  Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 2; von Loeper in Bad Boll, 2004, S. 118, E-Mail von 
Frau Dr. Baumgartl-Simons, 28.01.2010. 
151  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 20. 
152  BW-LT-Drs. 14/5491, 27.11.2009, S. 8. 
153  Ähnlich: von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 20. 
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dass die zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe des Tierschutzgesetzes durch  
Gerichte und Obergerichte beschleunigt konkretisiert werden können.154  
5.3 Konkurrenzsituation zwischen Behörden und Tierschutzvereinen 
Im Rahmen der Diskussionen über das Klagerecht anerkannter Vereine wurde auch 
die Befürchtung geäußert, das Klagerecht könne zu einer Konkurrenzsituation be-
züglich der Zuständigkeit über die vollziehende Gewalt zwischen Behörden und 
Tierschutzvereinen führen. Dies könne sich nachteilig auf einen effektiven  
Tierschutz auswirken.155  
Rechtlich gesehen werden den anerkannten Vereinen jedoch keine hoheitlichen 
Befugnisse zugesprochen. Die Verbandsklage ermöglicht zwar eine Rechtmäßigkeits-
überprüfung hinsichtlich behördlicher Entscheidungen, die Überprüfung selbst  
erfolgt aber nicht durch die anerkannten Vereine, sondern durch unabhängige Ge-
richte. Die Gewaltenteilung wird dadurch nicht tangiert.156 Auch gewährte Mitwir-
kungsrechte stellen nicht in Frage, dass die Normen des Tierschutzgesetzes und  
seiner Rechtsverordnungen entsprechend § 15 Abs. 1 S. 1 TierSchG der Durchfüh-
rung der für sie zuständigen Behörden unterliegen. Diese Feststellung ist auch im 
Naturschutz erfolgt. Obgleich den dortigen Vereinen sogar subjektive Mitwirkungs-
rechte zustehen, wird hervorgebracht, dass die Durchführung der Naturschutzaufga-
ben nach den §§ 1, 2 und 6 BNatSchG weiterhin allein den Behörden zusteht. 
Gleichzeitig wird durch das Zugestehen der Mitwirkungsrechte jedoch bestätigt, dass 
diese behördliche Aufgabenerfüllung allein nicht ausreichend ist.157 Hierdurch dürfte 
sich auch die Sorge, ein Verbandsklagerecht könne die teils vorherrschende gute  
Zusammenarbeit zwischen Behörden und Vereinen in Frage stellen158, weitgehend  
widerlegen lassen: Besteht bereits ein gutes Kooperationsverhältnis, sollte dies durch 
gewährte Mitwirkungsrechte weitergehend bestärkt werden. Streitfälle könnten  
bereits konstruktiv im Vorfeld geklärt werden.  
Hier kann das Verbandsklagerecht als positives Rechtsinstitut angesehen werden.  
Die Möglichkeit einer Klageerhebung kann darüber hinaus dem Amtstierarzt,  
                                                 
154 Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 2; BR-Drs. 157/04, 19.02.2004, Anlage 1 S. 8. 
155 Piontkowski, Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 173. 
156 Maisack/Hirt/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59. 
157 Gassner, § 58 Rn. 6. 
158 Piontkowski, Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 173. 
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welcher handeln möchte, aber durch mehrseitigen Druck daran gehindert wird, den 
Rücken stärken. Infolge des Klagerechts ergangene gerichtliche Entscheidungen 
können der Orientierung und der Rechtssicherheit dienen.159  
Schwierigkeiten im Kooperationsverhältnis bestehen zwischen Behörden und 
Tierschutzvereinen bereits auch ohne Verbandsklagerecht, so Baumgartl-Simons, wenn 
es sich um untätige Amtstierärzte handelt. Amtstierärzte, welche ihre Durch-
setzungsverpflichtung tierschutzrechtlicher Vorschriften nicht erfüllen, müssen zu 
Recht eine Klage fürchten.160 Etwas differenzierter ist jedoch die Aussage zu sehen, 
Behörden bräuchten ein Verbandsklagerecht dann nicht zu fürchten, wenn sie bereit 
sind, das Tierschutzgesetz anzuwenden.161 Denn oftmals wird Tierschutzrecht ange-
wandt, aber nicht immer unbedingt im Sinne der Tierschutzvereine. Das Tierschutz-
gesetz enthält zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe, die es auszulegen gilt. Hierbei 
dürfte es des öfteren zu einem Dissens zwischen Behörden und Tierschützern  
kommen.  
Wie oben aufgeführt würde ein Klagerecht die Gewaltenteilung nicht tangieren. 
Von Loeper sieht die Hinzufügung der dritten Gewalt (der Rechtsprechung) in Folge 
der Klagemöglichkeit von Vereinen vor Gericht indes als eine logische Schlussfolge-
rung: Da sich die Gewaltenteilung im Bürger-Staat-Verhältnis einschließlich des Kla-
gerechts des Bürgers vor Gericht erprobt hat, muss dies erst recht für einen  
wirkungsvollen Schutz für hilflose Tiere erfolgen.162 Dieser Auffassung folgt auch  
Maisack. Während im vorherrschenden Rechtswegestaat sogar verhältnismäßige  
banale menschliche Interessen vor Gericht verhandelbar sind (bspw. Nachbar-
schaftsstreitigkeiten), bleiben die Schutz-, und Lebensinteressen der Tiere außen vor. 




                                                 
159 von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 10. 
160 E-Mail von Frau Dr. Baumgartl-Simons, 28.01.2010. 
161 von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 10. 
162 von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 31. 
163 Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 19. 
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5.4 Mitwirkungsproblematik anerkannter Vereine 
Während die Mitwirkung der Vereine bei Vorbereitungen von Rechtsverordnungen 
und anderen im Rang unter dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften durch das 
BMELV oder die jeweiligen Landesministerien nicht zu Diskussionen führt164, wird 
die Mitwirkung in Genehmigungs- und Erlaubnisverfahren durchaus kritisch  
gesehen. Befürchtet wird ein durch die zusätzlichen Mitwirkungsmöglichkeiten be-
dingter Verwaltungsaufwand, der letztlich nur zu mehr Bürokratie führen würde.165 
Zunächst ist festzuhalten, dass die Mitwirkung im Schleswig-Holsteiner Gesetzesan-
trag auf die in § 19 Abs. 2 Nr. 2 genannten Genehmigungs- und Erlaubnisverfahren  
begrenzt wurde, da diese Verfahren eine erhebliche Relevanz für die Belange des 
Tierschutzes aufweisen. Eine ländereigene Mitwirkungserweiterung sollte nach § 19 
Abs. 2 S. 2 Nr. 1 jedoch auch ermöglicht werden.166 Vor dem Hintergrund eines 
möglichen Verwaltungsaufwandes ist zunächst zu klären, wie genau eine Mitwirkung 
aussehen soll. Die Mitwirkung umfasst gemäß der Formulierung in den gesetzlichen 
Entwürfen die Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die einschlägigen 
Sachverständigengutachten. Eine Anfrage beim Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländlichen Raum in Kiel, wie die in § 17 des Schleswig-Holsteiner  
Gesetzesantrages aufgeführte Mitwirkung konkret hätte aussehen sollen, erbrachte  
folgendes Ergebnis: Diesbezügliche praktische Erfahrungen konnten zwecks der 
Ablehnung des Antrages im Bundesrat nicht gesammelt werden. Des Weiteren wird 
darauf hingewiesen, dass ein erweitertes Beteiligungsverfahren im Falle einer Einfüh-
rung des Verbandsklagerechts vom Bund hätte ausgestaltet werden müssen. Diesem 
sei die Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen eingeräumt.167  
Auf Länderebene lässt sich indessen ein Anhaltspunkt in dem eingebrachten  
Gesetzesentwurf der Grünen in NRW vom Juni 2006 finden. Nach diesem Entwurf 
sollen die Vereine über die Einleitung der Verfahren nach § 1 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 
(Vorbereitung von Verordnungen, bau- und immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungen…) schriftlich benachrichtigt werden. Dies trifft nicht auf die Einleitung von 
                                                 
164  Vgl. Arbeitsgruppe IV, in: Bad Boll, 2004, S. 167 „Soweit es um die Mitwirkung von Verbänden 
bei der Normsetzung nach § 17 (des Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrags) ging, bestand kein 
Diskussionsbedarf“. 
165  BW-LT-Drs. 13/4673, 28.09.2005, S. 4. 
166  BR-Drs. 157/04, 19.02.2004 (Anlage 1 S. 13). 
167  E-Mail von Herrn Buttchereit, Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume; 
Land Schleswig-Holstein, Abteilung V 3, Referat V 31, Tierschutz, 08.02.2010. 
 35  
Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren nach § 1 Abs. 3 des Entwurfes zu. Hier soll, 
um einen unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, keine schriftliche Benach-
richtigung erfolgen. Der Verein muss sich aus Eigeninitiative bei der Behörde über 
solche Verfahren informieren. Die Behörde hat daraufhin Auskunft gemäß § 20a des 
Entwurfs zu erteilen.168 Der Auskunftsanspruch ergibt sich aus dem Anspruch auf 
freien Zugang zu Tierschutzinformationen. Dieser ist in den Gesetzesentwürfen  
sowie im Bremer Gesetz verankert und wird analog des jeweiligen Länderinformati-
onsfreiheitsgesetzes oder des Umweltinformationsgesetzes (UIG) geregelt. Diskussi-
onsbedarf bestand hierüber bisher nicht. Einziger Vorschlag war, nicht nur 
anerkannten Tierschutzvereinen, sondern jedermann den Zugang zu diesen 
Informationen zu gewähren.169  
Zu überlegen wäre hier aber, ob durch den Anspruch auf Informationen über 
den Tierschutz nicht ein erhöhter Bürokratieaufwand entsteht. Geht man bspw. von 
den Verfahrensvorschriften des UIG aus, wird dort durch § 9 der Schutz sonstiger 
Belange gewährleistet. Werden durch die bekanntzugebenden Informationen etwa 
personenbezogene Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse offenbart, muss 
der Betroffene darüber zunächst angehört werden. Hierdurch wird ihm die Möglich-
keit eingeräumt, Stellung zu beziehen, ob er der Bekanntgabe zustimmt oder nicht. 
Können die Informationen aufgrund des Schutzes dieser Belange letztlich nur zum 
Teil oder gar nicht erbracht werden, ist auch der Informationsantragsteller hierüber 
zu benachrichtigen (vgl. § 5). Ein teilweises Erbringen der angeforderten Informatio-
nen wird durch Aussondern von Aktenteilen oder Schwärzen betroffener Stellen 
vermehrten Arbeitsaufwand fordern.  
Andererseits kann die Kompromissbereitschaft, hinsichtlich eines unnötigen 
Verwaltungsaufwandes auf schriftliche Benachrichtigungen zu verzichten, auch als 
Bereitschaft von den Verbandsklage befürwortenden Parteien angesehen werden 
Befürchtungen zu diskutieren und „politischen Gegenspielern“ entgegenzukom-
men.170 
                                                 
168  NRW-LT-Drs. 14/1432, 08.03.2006 (Anlage 3 S. 8). 
169  Arbeitsgruppe IV, in: Bad Boll 2004, S. 167. 
170  Ähnlich auch: BW-LT-Drs. 13/4637, 28.09.2005, S. 3: „Er bitte daher […] aufzuzeigen, wie ein 
Gesetz […] ausgestaltet sein müsste, damit es die Zustimmung der Landesregierung bzw. der Re-
gierungsfraktionen fände“. 
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Über den Gesetzesentwurf im Tierschutzbereich hinaus können sich Anhalts-
punkte für eine mögliche Ausgestaltung der Mitwirkungsrechte analog aus dem Bun-
desnaturschutzgesetz entnehmen lassen. In § 58 Abs. 1 sowie § 60 Abs. 2 BNatSchG 
lässt sich die gleichnamige Formulierung „Einsicht in die einschlägigen Sachverstän-
digengutachten“ und „Gelegenheit zur Stellungnahme“ finden. Unter ersterem wird 
das Recht auf Information begründet. Ein Anspruch auf Zusendung der Unterlagen 
besteht nach herrschender Meinung nicht, zum Teil ist dieser Anspruch aber in  
ländereigenen Regelungen festgeschrieben. Eingesehen werden darf nur das Ent-
scheidungsmaterial, welches naturschutzrechtlich relevant ist.  
Der Beteiligungszeitpunkt muss so frühzeitig gewählt werden, dass die Einwen-
dungen der Vereine noch Einfluss auf die Entscheidung ausüben können. Die Gele-
genheit zur Stellungnahme wird auch als Anhörungsrecht bezeichnet. Gewährt wird 
hierbei jedoch kein Recht auf einen ständigen Diskussionsdialog mit der Behörde. 
Hingegen muss bei Auftauchen neuer bedeutsamer Aspekte eine nochmalige Beteili-
gung stattfinden.171 Geläufig ist, dass im Rahmen der Anhörung Gelegenheit zu einer 
schriftlichen Äußerung gegeben wird.172 Inwieweit eine Anlehnung der Mitwirkungs-
rechte im Tierschutz an die des Naturschutzes erfolgen würde, ist indes nicht  
ersichtlich.  
Fraglich ist jedoch, ob eine Nichtbenachrichtigung der anerkannten Vereinen 
über bestimmte Verfahren (s.o.) oder ein Gesetz, welches keinerlei Mitwirkungs-
rechte in Genehmigungs- und Erlaubnisverfahren ermöglicht, praktikable Lösungen 
darstellen. Mitwirkungsmöglichkeiten können zu einer erhöhten Qualität der Ent-
scheidungen führen. Die Vereine, so Maisack, können bereits im Vorfeld ihre Sach-
kunde miteinbringen. Daraus kann eine sorgfältigere Vorbereitung, Abwägung und 
Begründung der Entscheidung folgen.173 Der DTB weißt noch daraufhin, dass bei 
Ausnahmefällen, etwa bei Exotenhaltungen wie Straußenfarmen, die tierspezifischen 
Bedürfnisse nicht immer hinreichend bekannt sind. Die Behörde könnte in solchen 
Fällen durch fachliche Argumente der Tierschutzverbände entlastet werden..174  
Fraglich ist allerdings, ob hierfür Mitwirkungsrechte notwendig sind. Die Behörde 
kann auch so auf das Fachwissen von außenstehenden in diesen speziellen Bereichen  
                                                 
171  Marzik, § 58 Rn. 6-10. 
172  Gassner, § 58 Rn. 14. 
173  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 18 
174  DTB, Hintergrund, Online im Internet, S. 5. 
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zurückgreifen. Andererseits wird dieses Zurückgreifen durch Mitwirkungsrechte  
sichergestellt. 
Im Naturschutz setzt der Gesetzgeber auf eine Stärkung der Mitwirkung sowie 
auf den Grundsatz, dass „vorbeugen besser ist als heilen“175. Die Klage soll demnach 
nur letztmögliche Lösung sein. Ein weiterer Vorteil in Mitwirkungsrechten besteht 
darin, dass durch die vorherige Einbringung der Vereine deren Ernsthaftigkeit fest-
gehalten wird.176 Ludwichowski, Geschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein fügt 
hinzu, dass 25-30% der Vorschläge zumindest teilweise mit in die Entscheidungen 
einfließen. Für den NABU ein sich lohnendes Ergebnis.  
Inwieweit ein „Verwaltungsbauch“ durch die Mitwirkungsmöglichkeit entstehen 
würde, ist nach jetzigen Informationen nicht absehbar und vor allem davon abhän-
gig, wie die Gestaltung der Mitwirkungsmöglichkeiten aussehen würde. Des Weiteren 
wäre es davon abhängig, in welchen und in wie vielen Genehmigungs- und Erlaub-
nisverfahren Mitwirkungsrechte ermöglicht werden würden. Ein nicht außer Acht zu 
lassender Faktor wäre auch die Anzahl der anerkannten Vereine. Vor diesem Hinter-
grund wäre auch fraglich, ob ein Vergleich mit Erfahrungen im Naturschutz  
Erkenntnisse über einen Verwaltungsaufwand hervorbringen könnte. Das generelle 
Vorhandensein eines erhöhten Verwaltungsaufwandes dürfte sich angesichts der 
Aussage des Geschäftsführers NABU Schleswig-Holstein nicht gänzlich abstreiten 
lassen. So sind im Jahr 2002 zwischen 740 und 1200 Verfahren beim NABU einge-
gangen, wovon wiederum vom Landesverband des NABU 378 Stellungnahmen  
abgegeben wurden.177  
Letztlich stellt sich jedoch die Frage, wie man diese Aussage gewichten soll. 
Schließlich hat der Gesetzgeber im Bereich des Naturschutzes bereits 1976 in § 29 
BNatSchG a.F. für anerkannte Vereine Mitwirkungsrechte geschaffen, welche auch 
in der Neufassung des Bundesnaturschutzgesetzes im Jahr 2002 beibehalten wurden. 
Den Tierschutz betreffend sollte jedoch auf keinen Fall außer Acht gelassen wer-
den, dass sich ein erhöhter Verwaltungsaufwand ohne zusätzliche Personalauf-
stockung, vor allem im Verwaltungsbereich einer Veterinärbehörde, wiederum  
negative Auswirkungen auf die Arbeit der Amtsveterinäre haben kann. Müssen diese 
                                                 
175  Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 27. 
176  Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, § 61 Rn. 27. 
177  Ludwichowski, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 29. 
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in Folge des Personalmangels die durch die Mitwirkungsrechte entstandenen Tätig-
keiten in irgendeiner Form mitbearbeiten, führt dies zu einer Einschränkung ihrer 
eigentlichen Arbeit und zu einem verminderten Tierschutz.  
5.5 Problematik hinsichtlich einer möglichen Prozessflut 
Als sehr häufiges Gegenargument wird vorgebracht, die Verbandsklage würde zu 
einer Prozessflut führen und die Gerichte damit noch weiter belasten.178 Diese Be-
fürchtung wurde ebenso vor Einführung der Naturschutzverbandsklage geäußert.179 
Studien zeigen indes, dass sich dies im Bereich der Naturschutzverbandsklage nicht 
bewahrheitet hat. Bezugnehmend auf die empirische Studie von Schmidt/Zschiesche, 
welche auch die Studie von Radespiel mit einbezieht, lässt sich sagen: Im Zeitraum 
von 1996-2001 gab es durchschnittlich ca. 20 Klagen und ca. 30 Verfahren180 pro 
Jahr. Im Zeitraum 2002-2006 belief sich die durchschnittliche Klagetätigkeit auf ca. 
27 Klagen und ca. 47 Verfahren pro Jahr. Diese Unterteilung berücksichtigt die 2002 
eingeführte bundeseinheitliche Klagebefugnis der Naturschutzvereine. Somit kann 
zwar von einer zunehmenden Klagetätigkeit der Verbände gesprochen werden, im 
Vergleich mit den in diesem Zeitraum abgeschlossenen gesamten Verfahren181 vor 
den Verwaltungsgerichten belaufen sich die 47 Verfahren bei der Verbandsklagetä-
tigkeit jedoch auf gerade einmal 0,02% der Gesamtheit. Von einer Klageflut und 
einer damit immensen Belastung der Gerichte kann somit nicht die Rede sein.182 Eine 
Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes von 1992 belegt des weiteren, dass auch 
in anderen Staaten, bspw. der USA und Frankreich, eine Klageflut ausgeblieben ist.183 
Kritisch gesehen wird dieser Vergleich mit der Naturschutzverbandsklage u.a. 
von Löwer sowie der vfa. Diese führen aus, dass es im Tierschutz durchaus zu einer 
Prozessflut kommen wird, da in diesem Bereich überwiegend in Fällen geklagt  
                                                 
178  So u.a. Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59; BR-Drs. 157/04 (Anlage 1 S. 10). 
179  Schmidt/Zschiesche, Online im Internet, S. 7 mit indirektem Verweis auf „Pro und Contra Ver-
bandsklage“ von 1976. 
180  Berücksichtig wurden Klagen, bei denen mind. eine Entscheidung in der Sache ergangen ist, Be-
schlüsse in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, Urteile in Hauptsacheverfahren, sowie ab-
geschlossene Verfahren durch Antrags-, Klagerücknahme oder Erledigung, Fälle in denen zugleich 
Beteiligungsrechte verletzt wurden und in denen der Verband als Grdst.Eigentümer betroffen war. 
181  Darunter fallen nach Schmidt/Zschiesche Hauptsacheverfahren sowie Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes. Die durchschnittlich 196.401 Verfahren jährlich sind nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes von 2003 sowie 2004 errechnet, Fn. 29 S. 11. 
182  Schmidt/Zschiesche, Online im Internet, S. 11. 
183  BR-Drs. 157/04, 19.02.2004 (Anlage 1 S. 10), bezugnehmend auf eine Studie von Christian Win-
kelmann.  
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werden soll, in denen bisher überhaupt keine Klagemöglichkeit bestand. Gegensätz-
lich hierzu können im Naturschutzrecht bei Umweltkonflikten raumbezogener Art 
auch Bürger klagen, soweit sie z.B. in ihrem Eigentum verletzt oder in ihrer Gesund-
heit durch den Bau von Anlagen und Straßen gefährdet werden, ihnen also subjektive 
Rechte zustehen. Die Naturschutzverbandsklage würde sich in diesem Bereich nur in 
bereits bestehende Klagen einreihen und die jeweiligen Verfahren nur auf eine um-
fassende Rechtmäßigkeitskontrolle ausweiten.184 Dies ist sicherlich nicht gänzlich zu 
bestreiten. Nicht außer Acht zu lassen ist jedoch, dass die Naturschutzverbandsklage 
auch viele Maßnahmen umfasst, von denen oftmals kein Bürger in eigenen Rechten 
verletzt wird, so etwa bei Befreiungen von Ge- und Verboten in Naturschutzgebieten 
oder Nationalparks, wobei es ohne Verbandsklage zu keiner gerichtlichen Kontrolle 
kommen würde.185 Dass Klagen von Dritten, welche durch naturschutzrechtliche 
Maßnahmen betroffen sind, für die Berücksichtigung der Naturschutzbelange nicht 
ausreichend sind, hat auch der Gesetzgeber festgestellt. Vor diesem Hintergrund  
erfolgte zunächst in § 29 BNatSchG a. F. die Einführung von Mitwirkungsrechten 
für anerkannte Vereine.186 
Widersprüchlich scheinen die Aussagen von Löwer und der vfa auch vor dem Hin-
tergrund einer befürchteten Klageflut vor Einführung der Naturschutzverbandsklage 
zu sein. Würden sich die Verbandsklagen nur in rechtshängige Verfahren einreihen, 
stellt sich die Frage, wieso in diesem Bereich ebenso eine Klageflut befürchtet wurde. 
Weiter wird eingewendet, der Vergleich mit der Naturschutzverbandsklage hinke, da 
Naturschutzklagen komplexere Zusammenhänge betreffen, während im Tierschutz 
das einzelne Tier und dessen Schutz um seiner selbst Willen im Vordergrund steht.  
Folglich werden im Tierschutz hauptsächlich Einzelfallregelungen und individuelle 
Entscheidungen von den Behörden getroffen, die von den Tierschützern beanstan-
det werden könnten. Das Vorhandensein von überwiegenden Einzelfallentscheidun-
gen würde durchaus zu einer Klageflut führen.187 Dieses Vorhandensein lässt sich 
sicherlich nicht leugnen. Entgegenhalten lässt sich jedoch, dass der verfassungsrecht-
liche Tierschutz ethischer Tierschutz ist, welcher das Tier als lebendiges Wesen  
                                                 
184  Löwer, Forschung & Lehre 2004, 258 sowie vfa, Online im Internet, S. 5. 
185  Gespräch mit Herrn Prof. Schiering, 18.01.2010. 
186  Marzik, Abschnitt 7 Rn. 1 S. 586. 
187  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 22 f. sowie Piontkowski,  
Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 173. 
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ansieht und ihm die Eigenschaft des Fühlens zuspricht.188 Fraglich ist, ob man mit 
der Argumentation, es würde vor dem Hintergrund der Einzellfallentscheidungen zu 
mehr Klagen kommen, gerade den Tieren, den „Wehrlosesten […] den Rechtsschutz 
mit Kontroll- und Klagemöglichkeiten“189 versagen möchte. Sollten durch Klagen 
gegen Einzelfallentscheidungen dortig vorherrschende Vollzugsdefizite offenbart 
werden, sollte die erhöhte Anzahl von Klagen nicht als Problem, sondern als Not-
wendigkeit angesehen werden, um die Vollzugsdefizite weitgehend ausgleichen zu 
können.190 Vor dem Hintergrund des Arbeits- und Zeitaufwandes von Verbandskla-
geverfahren wird es Tierschutzvereinen jedoch auch gar nicht möglich sein, jeder 
Einzelfallentscheidung nachzugehen.191 Dieser Arbeits- und Zeitaufwand für die Kla-
gevorbereitung dürfte nicht unerheblich sein. Klagen müssen, um einer gerichtlichen 
Kontrolle standhalten zu können, sehr gut vorbereitet sein. Zudem besteht das  
Risiko, dass der Verein mit hohen Gerichts- und Anwaltskosten belastet wird, sollte 
er einen Prozess verlieren. Diese müssen gegenüber den Vereinsmitgliedern sowie 
der Öffentlichkeit begründet werden.192 Folglich kann davon ausgegangen werden, 
dass die Tierschutzvereine sich bereits im Vorfeld nur auf Fälle beschränken, bei 
denen auch wirkliche Erfolgschancen bestehen. Dies ist so auch im Bereich des  
Naturschutzes erfolgt: „Dadurch wird belegt, dass die Verbände regelmäßig nur in 
ausgewählten Fällen mit relativ guten Erfolgsaussichten vor Gericht gehen und damit 
die Verbandsklage – ihrem Zweck entsprechend – gezielt als Instrument zum Abbau 
von Vollzugsdefiziten im Naturschutzrecht einsetzen“193.  
Um Erfolgschancen zu erzielen, müssen auch ausreichende Nachweise vorhan-
den sein und vorgewiesen werden können. Dies dürfte eine weitere Beschränkung 
auf ausgewählte Fälle hervorrufen. Nicht erfolgte Kontrollen von Nutztierhaltungen 
dürften leichter nachzuweisen sein, als rechtswidrige Genehmigungen von Tiertrans-
porten. In diesem Zusammenhang verweist Fikuart jedoch auf die Organisation der 
„Animals’ Angels“. Diese kontrollieren regelmäßig Tiertransporte, zeichnen Miss-
stände auf und benennen die Verstöße gegen geltendes Recht. Hier würde eine Zu-
                                                 
188  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, Einf. Rn. 21. 
189  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 23. 
190  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 23. 
191  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59; von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im 
Internet, S. 23. 
192  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59. 
193  Schmidt/Zschiesche, Online im Internet, S. 22 f. 
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erkennung des Verbandsklagerechts seines Erachtens sehr viel Sinn machen. Klagen 
dieses Vereins wären nachweisbar stichhaltig und hätten folglich relative gute  
Erfolgschancen.194  
Im Rahmen der Befürchtung einer Prozessflut ist letztlich auch noch die Präven-
tivwirkung der Verbandsklage zu betonen. Durch die vorherige Mitwirkung der  
Vereine in bestimmten Verfahren können diese bereits dort ihre Sachkunde einbrin-
gen, was zu einer sorgfältigeren Vorbereitung in Verbindung mit einer Qualitätser-
höhung der behördlichen Entscheidungen führen, und somit die Gerichte eher ent-
lasten, statt belasten könnte. Auch bei Entscheidungen ohne vorherige Mitwirkung 
würden Behörden vor dem Hintergrund einer möglichen Klageerhebung ihre Ent-
scheidungen sorgfältiger abwägen und begründen195 was eine Klage wegen eines tier-
schutzwidrigen Vorgehens oder evtl. auch nicht Vorgehens weitgehend überflüssig 
machen würde. So auch der Geschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein. Er be-
stätigt, dass vor dem Hintergrund einer theoretischen Klagemöglichkeit die Planun-
gen deutlich vorteilhafter für den Naturschutz geworden sind.196 
Die präventive Funktion des Verbandsklagerechts wird auch von Radespiel im Be-
reich des Naturschutzes hervorgehoben. Sie führt aus, dass der Sinn der Verbands-
klage neben der Auseinandersetzung vor Gericht vor allem auch im sog. präventiven 
Bereich liegt und schreibt das verhältnismäßig seltene Gebrauchmachen des Klage-
rechts in diversen Bundesländern, wie etwa in Bremen zu der Zeit ihrer Studie, essen-
tiell dieser Präventionswirkung zu. Durch die Klagemöglichkeit besteht bei Nichtbe-
rücksichtigung naturschutzrechtlicher Belange eine gewisse Bestandsunsicherheit der 
Genehmigungsverfahren. Diese gilt es durch vorherige angemessene Berücksichti-
gung zu verringern. Eine präventive Wirkung besteht des Weiteren darin, dass die 
Vereine von einer tatsächliche Klageerhebung auch dann absehen, wenn die im Vor-
feld erhobenen Einwendungen zum Teil zu Änderungen oder Ergänzungen der  
Planung führen. Gerade der Präventiveffekt sei letztlich ein entscheidendes Argu-
ment für die Verbandsklage.197 Eine Präventivwirkung könnte damit zu einer vorbeu-
genden, effektiven Gefahrenabwehr für die Tiere führen.198 Ein möglicher Vorteil 
                                                 
194 Telefonat mit Herrn Dr. Fikuart, 04.02.2010. 
195 Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 18. 
196 Ludwichowski, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 31. 
197 Radespiel, S. 376. 
198 Vgl. von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 11. 
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eines Klagerechts ist auch noch darin zu sehen, dass es in Streitfällen zu obergericht-
lichen Entscheidungen kommen kann. Obergerichtliche Entscheidungen können 
Maßstabcharakter für ähnliche gelagerte Situationen haben, was zu einer Klärung 
juristischer Zweifelsfragen führen könnte.199 Auf die geringe Anzahl höchstrichterli-
cher Entscheidungen und eine damit verbundene fehlende Vereinheitlichungsten-
denz vor unteren Gerichten weist auch Kluge hin.200 Dadurch kann sich meines  
Erachtens der Ansicht folgen lassen, dass sich die Vereine hauptsächlich auf beispiel-
gebende, eine Fernwirkung erzielende Fälle beschränken werden.201 
Als bisher einzig bestehende Erfahrung hinsichtlich einer möglichen Prozessflut 
im Tierschutzbereich kann letztlich die des Landes Bremens hinzugefügt werden. Seit 
der Einführung des Feststellungsklagerechts im September 2007 wurde noch keine 
Klage von den zwei anerkannten Tierschutzvereinen erhoben. Der Bremer Justiz 
liegen keine Erkenntnisse vor, weshalb von der Klagemöglichkeit noch kein 
Gebrauch gemacht wurde. Hierfür müsste eine Anfrage bei den anerkannten Verei-
nen selbst erfolgen.202 Dass in einem Zeitraum von über zwei Jahren bislang noch 
keine Klage erfolgt ist, könnte durchaus als weiteres Gegenargument einer befürchte-
ten Prozessflut gewichtet werden. Vor allem auch was die Befürchtung betrifft, aner-
kannte Tierschutzvereine würden gegen jede erdenkliche tierschutzwidrige Maß-
nahme der Behörde vorgehen. 
5.6 Gefährdung des Forschungsstandorts Deutschland/der Länder 
Die meisten Einwendungen und Befürchtungen bezüglich einer tierschutzrechtlichen 
Verbandsklage lassen sich im Bereich der Tierversuchsforschung finden. Auch in der 
Begründung zur Ablehnung des Schleswig-Holsteiner Gesetzesantrages ist als 
Hauptursache für die Ablehnung die Gefahr enormer Belastungen für den Pharma- 
und Forschungsstandort Deutschland genannt.203  
Befürchtet wird u.a. eine Beeinträchtigung des Datenschutzes und des Schutzes 
der innovativen Ideen der Forscher. Zudem besteht die Angst vor einer Klageflut, 
infolgedessen es dann zu zeitlichen Verzögerungen der Forschungsvorhaben  
                                                 
199  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 22.  
200  Kluge, Vortrag, in: Bad Boll, 2004, S. 13. 
201  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59.  
202  E-Mail von Herrn Külpmann, Bremer Justiz, 22.01.2010. 
203  BR-Drs. 157/1/04, 28.10.2004. 
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kommen würde. Des Weiteren sei durch das geltende Tierschutzgesetz bereits ein 
hohes Schutzniveau sowie eine ausreichende Beteiligung der Tierschutzvereine gesi-
chert.204 Tierversuche an sich sind nach wie vor ein sehr umstrittenes Thema. So wird 
auf Forschungsseite hervorgebracht, dass ein kompletter Verzicht auf die tierexperi-
mentelle Forschung nach wie vor illusorisch sei. Im Anwendungsbereich von Alter-
nativmethoden gäbe es klare Grenzen.205 Zahlreiche Tierschützer hingegen lehnen 
Tierversuche ab. Nicht nur aus ethischen, sondern auch aus medizinischen und me-
thodenkritischen Aspekten. Aufgrund der Unterschiedlichkeit von Mensch und Tier 
können Tierversuchsergebnisse nicht auf den Menschen übertragen werden. In Folge 
dieses falschen Ansatzes würden Tierversuche bei Weitem nicht das halten, was sie 
versprechen. Durch den Verzicht auf Tierversuche würde man aber nicht zugleich 
auf die medizinische Forschung verzichten. Eine Forschung mit Alternativmethoden 
könne genauere und aussagekräftigere Ergebnisse liefern.206.  
Nachfolgend soll näher auf die o.g. wesentlichen Einwendungsgründe gegen ein 
Verbandsklagerecht im Bereich der Tierversuchsforschung eingegangen werden. Die 
Kontroverse um die generelle Notwendigkeit von Tierversuchen soll hierbei weitge-
hend außen vor gelassen werden. 
5.6.1 Beeinträchtigung des Geheimhaltungsinteresses 
Der Gesetzesantrag von Schleswig-Holstein sieht in § 19 Abs. 2 Nr. 2 für die aner-
kannten Vereine ein Mitwirkungsrecht bei genehmigungspflichtigen Versuchen an 
Wirbeltieren gemäß § 8 Abs. 1 TierSchG vor. Diese Mitwirkung berechtigt neben der 
Abgabe von Stellungnahmen auch zur Einsicht in die einschlägigen Sachverständi-
gengutachten (siehe auch 5.4).207 Dadurch erhalten die anerkannten Vereine bereits 
im Vorfeld Informationen über das geplante Forschungsvorhaben, wozu personen-
bezogene Daten der antragstellenden Forscher, als auch deren innovativen Ideen 
gehören können. Forscher sehen dadurch ihr Geheimhaltungsinteresse gefährdet. 
Dieses besteht insofern, als dass in der Forschung die internationale Konkurrenz 
sehr stark ist.208 Die „geistige Qualität“ der Vorhaben der Forscher könnte in Folge 
                                                 
204  vfa, Online im Internet, S. 1 f.; Löwer, Forschung & Lehre 2004, 258; Exner/Heldmaier,  
Forschung & Lehre 2004, 255. 
205  Brandstetter, Ratten und Mäuse vor Gericht, Online im Internet. 
206  Gericke, Ärzte gegen Tierversuche, Online im Internet. 
207  BT-Drs. 157/04, 19.02.2004 (Anlage 1 S. 3). 
208  Exner/Heldmaier, Forschung & Lehre 2004, 255. 
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von Mitwirkungsrechten nach außen dringen und Versuchsansätze kopiert werden. 
Letztlich seien, so Fikuart, weniger die personenbezogenen Daten, sondern insbe-
sondere die „geistige Qualität“ der Problempunkt.209  
Gegensätzlich zu den Mitgliedern der Tierversuchskommission, welche über die 
genehmigungspflichtigen Anträge beraten, unterliegen die Mitglieder der Tierschutz-
vereine keiner Schweigepflicht.210 Der Schutz berechtigter Geheimhaltungsinteressen 
kann jedoch u.a. durch den Verfahrensgrundsatz des § 29 Abs. 2 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG) gewährleistet werden.211 § 29 Abs. 2 VwVfG lässt sich auch im 
Schleswig-Holsteiner Gesetzesentwurf finden (§ 17 Abs. 2) und besagt, dass die Be-
hörde eine Akteneinsicht dann nicht gewähren muss, „soweit durch sie […] das Be-
kannt werden des Inhalts der Akten dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem 
Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder  
dritter Personen, geheim gehalten werden müssen“.212 Vorgänge sind ihrem Wesen 
nach geheim zu halten, wenn das berechtigte Interesse von Beteiligten an 
Geheimhaltung das Informationsinteresse des Beteiligten, der Einsicht begehrt, 
überwiegt.213 Vermutlich anzunehmen ist, dass eine Vielzahl der Antragsteller ein 
berechtigtes Interesse an Geheimhaltung geltend machen würden. Schließlich setzt § 
8 Abs. 3 Nr. 1b TierSchG voraus, dass die wissenschaftliche Fragestellung des 
Versuchsvorhabens sowie das angestrebte Versuchsergebnis des Vorhabens noch 
unbekannt sein müssen.214 Dies würde zu einer Einschränkung der 
Mitwirkungsrechte im Bereich der genehmigungspflichtigen Tierversuche führen. 
Hier kann man sich dann wiederum die Frage stellen, inwiefern Mitwirkungsrechte 
noch Sinn machen würden. Andererseits sei die Frage, ob Tierversuche unerlässlich 
und ethisch vertretbar sind, eine durchaus im Interesse der Öffentlichkeit stehende 
und somit aufklärungsbedürftige Frage.  
                                                 
209  Telefonat mit Herrn Dr. Fikuart, 04.02.2010.  
210  Exner/Heldmaier, Forschung & Lehre, 2004, 255. 
211  Hirt/Maisack/Moritz, 2007, Einf. Rn. 59. 
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Dies müsste von den Tierversuchsforschern anerkannt werden. Gemäß § 99 Abs. 2 
VwGO könnte im Zweifel auf Antrag eines Beteiligten gesondert das Oberverwal-
tungsgericht darüber entscheiden, ob eine Geheimhaltung rechtmäßig ist.215 Hier ist 
aber auch zu berücksichtigen, dass jedes zusätzliche Verfahren weitere Zeit in An-
spruch nimmt. 
Das durch die Mitwirkungsrechte hervorgerufene Spannungsfeld zwischen dem 
Informationsinteresse der anerkannten Vereine und dem Geheimhaltungsinteresse 
der Tierversuchsforscher wurde bereits 2004 in Bad Boll diskutiert. Einigkeit bestand 
über das Vorhandensein des Spannungsfeldes. Lösungsansätze wurden zwar disku-
tiert, andererseits wurde aber auch die Meinung vertreten, dass diese Kontroverse 
nicht zu lösen sei.216 Fikuart sieht in diesem Spannungsfeld weiterhin die Ursache, 
weshalb ein Verbandsklagerecht mit Mitwirkungsmöglichkeiten im Bereich der Tier-
versuchsforschung nicht durchkommen wird. Interne Diskussionen hinsichtlich einer 
Lösung für dieses Spannungsverhältnis erbrachten ein negatives Ergebnis.217  
Klärungsbedürftig dürfte insbesondere die Frage sein, in welchen Fällen von einem 
berechtigen Geheimhaltungsinteresse ausgegangen werden kann, und inwiefern  
Mitwirkungsrechte ihrem Sinn entsprechend dann noch durchzuführen wären.  
5.6.2 Klageflut hinsichtlich Tierversuchsvorhaben 
Gleich in anderen Bereichen der Tierhaltung und Tiernutzung wird auch im Bereich 
der Tierversuchsforschung eine Klageflut befürchtet. Diese Befürchtung dürfte da-
durch bekräftigt werden, dass beispielsweise die Europäische Koalition zur Beendi-
gung von Tierversuchen, welcher namentliche Dachorganisationen angehören, die 
Aussage getätigt hat, sämtliche legale Mittel zur Durchsetzung eines totalen Verbotes 
von Tierversuchen einzusetzen. Hierzu würde auch die Verbandsklage zählen.218 
Dass es zahlreiche Tierschutzorganisationen gibt, welche einen völligen Verzicht von 
Tierversuchen anstreben, ist nicht zu bestreiten. Auch nicht, dass ein Verbandsklage-
recht bezüglich Tierversuche angestrebt wird. Jedoch denke man nicht daran,  
„pauschal gegen Tierversuche zu klagen“. Mit einer Verbandsklage wolle man sog.  
                                                 
215  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 26. 
216  Arbeitsgruppe IV, in: Bad Boll 2004, S. 167. 
217  Telefonat mit Herrn Dr. Fikuart, 04.02.2010. 
218  Brandstetter, Ratten und Mäuse vor Gericht, Online im Internet. 
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„Präzedenzfälle“ vor Gericht bringen.219 Man werde sich hüten gegen Forschungs-
vorhaben vorzugehen, wo lediglich ein Funken Hoffnung auf Erfolgsaussichten  
besteht. Man müsse von Tierschutzseite aus sehr gute Argumente vor Gericht vor-
bringen können, um eine Erfolgschance erwirken zu können.220 Diese Aussagen un-
termauern die unter 5.5 näher dargestellten, generellen Kosten-, Zeit-, Nachweis-, 
und Risikofaktoren, die auch für Klagen im Bereich von Tierversuchen zu berück-
sichtigen sind. Problematisch ist nach derzeitigem Stand insbesondere der Nachweis-
faktor zu sehen. Ein Zugang zu Informationen über Mitwirkungsrechte erweist sich 
wie oben dargestellt als noch nicht endgültig geklärtes Problem. Vorgesehen sind im 
Schleswig-Holsteiner Gesetzesentwurf auch nur Mitwirkungsrechte für den Bereich 
der genehmigungspflichtigen Versuchsvorhaben, was rein anzeigepflichtige Ver-
suchsvorhaben ausschließt. Das Bremer Gesetz enthält darüber hinaus überhaupt 
keine Mitwirkungsrechte im Bereich der Tierversuche. Ohne Mitwirkungsbefugnisse 
bleibt es aber dem Zufall überlassen, ob Vereine von möglichen Rechtsverstößen 
erfahren.221 Dies kann etwa der Fall sein, wenn Informationen nach außen durch-
sickern. Andernfalls muss eine ausführliche und aufwendige Literaturrecherche über 
Vorhaben, von denen bereits Ergebnisse und Veröffentlichungen vorliegen, erfolgen. 
Erleichterung hierbei könnten die evtl. mit dem Erlass der neuen EG-
Versuchstierrichtlinie vorgeschriebenen Veröffentlichungen von Projektzusammen-
fassungen und rückwirkenden Bewertungen bringen.222  
Durch dieses erweiterte Hindernis der Nachweiserbringung dürften sich Klagen 
zusätzlich auf eine geringere Anzahl beschränken. Auch ist zu bedenken, dass den 
Tierschutzvereinen weitaus mehr „gewaltfreie Mittel“ zur Verfügung stehen als ein 
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5.6.3 Verzögerung von Genehmigungsverfahren 
Weniger das Ergebnis von Klageverfahren, sondern vorwiegend die mit dem Klage-
recht verbundene Gefahr der zeitlichen Verzögerung von Genehmigungen wird  
befürchtet. Es wird davon ausgegangen, dass die Rechtmäßigkeit der Genehmigun-
gen aufgrund des zuvor intensiv geprüften Antrags durch Behörden und Tierschutz-
kommissionen auch von den Gerichten bestätigt wird, so Brandstetter.223  
Die Einlegung eines Widerspruchs sowie die Anfechtung eines Verwaltungsaktes 
bewirken gemäß § 80 Abs. 1 VwGO eine aufschiebende Wirkung hinsichtlich der 
Vollziehung des Verwaltungsaktes. Die damit einhergehende Verzögerung der  
Genehmigungserteilung würde zu einem für die Forschung nicht mehr aufzuholen-
den Zeitverlust führen.224 Dieser Zeitverlust hätte wiederum Auswirkungen auf die 
Vergabe von Forschungsmitteln sowie auf den internationalen Wettbewerb.225  
Dem Argument der Genehmigungsverzögerung wird entgegengehalten, dass den 
Behörden und den Gerichten mit der Verwaltungsgerichtsordnung ein effektives 
Instrumentarium gegeben ist, um derartige Verzögerungen zu verhindern. Genehmi-
gungen können für sofort vollziehbar erklärt werden, wenn ein überwiegendes  
Interesse eines Beteiligen daran besteht (vgl. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO). Um hierge-
gen vorzugehen, besteht die Möglichkeit einen Antrag beim zuständigen  
Verwaltungsgericht zu stellen. Ergibt sich dort in der summarischen Prüfung (redu-
zierter Prüfungsmaßstab) eine überwiegende Wahrscheinlichkeit der Rechtmäßigkeit 
der Genehmigung, erfolgt die Bestätigung der sofortigen Vollziehung. Die Verzöge-
rung eines Verfahrens kann damit verhindert werden.226 Dem Gericht ist die Eilbe-
dürftigkeit des Verfahrens darzulegen. Bestehen ernstliche Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit der Genehmigung, wird deren Sofortvollzug nicht bestätigt und es erfolgt 
eine Klärung der Zweifel. Dies sei auch insofern gerechtfertigt, als dass eine vorige 
Aufklärung der bestehenden Zweifel der Rechtsstaatlichkeit sowie dem Fairnessge-
bot gegenüber den Tieren als schwächeres Glied entspricht. Zweifel müssen  
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aufgeklärt werden, bevor von der Genehmigung Gebrauch gemacht wird und für die 
Tiere nicht mehr rückgängig zu machende Tatsachen geschaffen werden.227  
Bremen ist dem Problem der Verzögerung insofern begegnet, als dass sie das 
Klagerecht auf eine Feststellungsklage beschränkt haben. Diese ermöglicht es, eine 
gerichtliche Überprüfung behördlicher Maßnahmen herbeizuführen, ohne das  
Verwaltungsverfahren zu verzögern. Ein Feststellungsurteil hat Einfluss auf die Zu-
kunft und greift somit in den Bestand einer Genehmigung ein.228  
Anhaltspunkte für klagebedingte Verzögerungen im Naturschutzbereich liefert 
die Studie von Schmidt/Zschiesche. Festgestellt wurde, dass die Verbände ihre Klagen 
zu lediglich einem Drittel über mehrere Instanzen geführt haben. Zweidrittel wurden 
bereits in der ersten Instanz (vor dem Verwaltungsgericht) abgeschlossen. Dies ist 
insofern relevant, als dass für gewöhnlich angenommen werden kann, dass Klagen 
über mehrere Instanzen hinweg mehr Zeit beanspruchen als Klagen, welche in erster 
Instanz abgeschlossen werden. Dies deutet daraufhin, dass die Verfahren zum gro-
ßen Teil zügig beendet werden.229 Gegen eine befürchtete Verzögerung spricht auch, 
dass teils nur die verhältnismäßig schnell abzuschließenden Verfahren des vorläufi-
gen Rechtsschutzes über mehrere Instanzen hinweg geführt werden. Darüber hinaus 
kann die relative hohe Zahl der durch einen Vergleich beendeten Verfahren als Indiz 
für die Bereitschaft der Verbände angesehen werden, unnötige Verzögerungen zu 
vermeiden.230 Aus dieser Studie lassen sich allerdings keine Rückschlüsse ziehen, wie 
lange die jeweiligen Gerichtsverfahren tatsächlich gedauert haben. Ebenso wenig war 
es nicht Ziel der Studie, festzustellen, inwieweit es im Einzelfall zu Verzögerungen 
von Vorhaben gekommen ist.231 Fraglich ist auch, inwiefern die dargestellten An-
haltspunkte des Naturschutzbereichs auf ein Klagerecht im Tierschutz übertragen 
werden können.  
Durchaus entscheidender dürfte deshalb die Frage sein, ob man der Ansicht 
folgt, dass Klagen für den Verein äußerst arbeits,- zeit,- sowie bei einem evtl. Verlust 
des Prozesses kostenintensiv sind. Hierdurch würde sich die Anzahl der Klagen im 
Gesamten als auch im Bereich der Tierversuchsforschung auf wenige, voraussichtlich 
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erfolgversprechende Fälle reduzieren. Folglich würde sich auch die Verzögerungsge-
fahr auf diese einzelnen Fälle beschränken. Hier besteht dann wiederum die  
Möglichkeit der Anordnung und Bestätigung der sofortigen Vollziehung der  
Genehmigung, sofern die Genehmigung voraussichtlich rechtmäßig sein wird.  
Sollte die aufschiebende Wirkung beibehalten werden und es folglich zu einer 
Genehmigungsverzögerung bis zum Erlass der Entscheidung kommen, dürfte sich 
auch dies auf eine geringe Anzahl an Fällen beschränken. Dass sich eine in diesen 
Fällen stattfindende Verzögerung negativ hinsichtlich des Faktors Zeit und den mit 
diesem Vorhaben verbundenen Forschungsaufwendungen und Investitionen auswir-
ken kann, kann jedoch auch nachvollzogen werden.232 Fraglich ist, inwieweit sich  
einzelne Verzögerungen dann auf Deutschland bzw. die Länder als Forschungs-
standorte auswirken würde. Dasselbe gilt für den Fall, sollte in Folge eines Ver-
bandsklagerechts eine Genehmigung letztlich untersagt werden.  
Ein weiterer Anhaltspunkt bezüglich einer eventuellen Forschungsgefährdung 
lässt sich an einem Beispiel der Schweiz finden: Im Kanton Zürich ist drei gemein-
sam handelnden Mitgliedern der dortigen Tierversuchskommission ein Anfechtungs-
recht eingeräumt worden. Anfechtbar sind Genehmigungen, welche entgegen des 
Votums der Kommission von der Behörde erteilt worden sind. Dieses Anfechtungs-
recht wird auch als sog. „indirektes Verbandsklagerecht“ bezeichnet, da drei der 
Kommissionsmitglieder Mitglieder sind, welche auf Vorschlag der Tierschutzorgani-
sationen gewählt worden sind.233 Trotz vorherrschen des sog. indirekten Verbands-
klagerechts kann laut Maisack keine Rede davon sein, dass die Schweizer Wissen-
schaft und Forschung hiervon bleibende Nachteile davonträgt.234 Interessant ist  
dieses Modell auch insofern, als dass hierdurch keine Geheimhaltungsinteressen 
durch mitwirkende Vereine nach außen getragen werden können. Auch Caspar 
schreibt über das Modell, die Tierversuchskommission als „gegebenenfalls effektivere 
Alternative zum Verbandsklagerecht“ vorzusehen. Hierfür müsste die Zusammen-
setzung geändert, die Stellung weg von der eines Verwaltungshelfers hin zum eigen-
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ständigen Organ entwickelt und Beteiligungs- und Klagebefugnisse ermöglicht  
werden.235 
Kritisch ist im Schleswig-Holsteiner Gesetzesentwurf allerdings die Möglichkeit 
der rückwirkenden Einlegungen von Rechtsbehelfen zu sehen. So ist darin die Mög-
lichkeit vorgesehen, dass die anerkannten Vereine rückwirkend bis zu einem Jahr 
Rechtsbehelfe gegen bereits erteilte Genehmigungen einlegen können (§ 20 Abs. 4). 
Dies würde eine Rechtsunsicherheit hinsichtlich bereits genehmigter Versuchsvorha-
ben bewirken, welche sich auch auf die internationalen, von der EU-geförderten  
Kooperationen negativ auswirken würde. Eine Verlässlichkeit als internationaler 
Partner wäre nicht mehr gegeben.236 Auch in Bad Boll wurden Bedenken hinsichtlich 
der Bestandskraft von bereits genehmigten Tierversuchen geäußert und gegensätzlich 
diskutiert.237 Hier besteht nach wie vor Klärungsbedarf. 
5.6.4 Erforderlichkeitsfrage eines Verbandsklagerechts 
Hervorgebracht wird, dass ein Verbandsklagerecht den bereits bestehenden Schutz 
von Tierschutzbelangen bei Tierversuchsvorhaben nicht berücksichtigen würde.238 
Der Tierschutz hat in Deutschland einen hohen Stellenwert. Er ist 2002 zur Staats-
zielbestimmung geworden und das deutsche Tierschutzgesetz gilt als eines der 
strengsten in der Welt.239 Dieses biete insbesondere für den Forschungsbereich völlig 
ausreichende, den Tierschutz gewährleistende Bestimmungen.240 Auf die wesentlichs-
ten Bestimmungen soll kurz und übersichtlich eingegangen werden: § 15 TierSchG 
regelt die Einberufung der Tierversuchskommission (auch als Ethikkommission be-
zeichnet). Diese hat die zuständige Behörde bei der Entscheidungsfindung gemäß  
§ 15 Abs. 1 TierSchG über die Genehmigung von Tierversuchen zu beraten.  
Mindestens ein Drittel der Kommissionsmitglieder ist aus Vorschlagslisten von  
Tierschutzorganisationen zu berufen. Die Mehrheit der Kommissionsmitglieder 
muss Fachkenntnisse in den Bereichen Veterinärmedizin, Medizin oder naturwissen-
schaftliche Fachkenntnisse besitzen. Darüber hinaus müssen sie fähig sein, die Uner-
lässlichkeit und die ethische Vertretbarkeit von Tierversuchen beurteilen zu  
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können.241 Unerlässlich bedeutet unumgänglich notwendig. Der angestrebte 
Erkenntnisgewinn eines Vorhabens darf nicht mit anderen Methoden oder 
Verfahren erreicht werden können. Alternativmethoden sind vorrangig anzuwenden. 
Antragsteller, Genehmigungsbehörde und die Ethikkommission haben die Pflicht, 
vertretbare Alternativen zu suchen, was dem international anerkannten Prinzip der 
„3R“ (replace, reduce, refine) entspricht. „Replace“ bedeutet nach Möglichkeit 
komplett auf den Tiereinsatz zu verzichten oder sich auf niedrigere Organismen zu 
beschränken. Mit „reduce“ soll die Zahl der nicht vermeidbar eingesetzten Tiere auf 
ein mögliches Minimum reduziert werden. Mit „refine“ müssen die Versuchs- und 
Haltungsbelastungen der Tiere auf ein ebenso solches beschränkt werden. Des 
Weiteren schließt die Unerlässlichkeit mit ein, dass die zu erforschende Fragestellung 
noch ungelöst ist.242 Im Rahmen der ethischen Vertretbarkeit muss der Nutzen eines 
Vorhabens mit dem daraus resultierenden Schaden für die Tiere vollständig 
abgewogen werden.243 Seit der verfassungsrechtlichen Verankerung des Tierschutzes 
besteht einer erweiterte Prüfungspflicht für die Tierschutzkommissionen. Es genügt 
nicht mehr, nur zu einzelnen Fragen der Unerlässlichkeit und ethischen 
Vertretbarkeit Stellung zu nehmen.244 Auch der Genehmigungsbehörde weist das 
Staatsziel Tierschutz umfassende inhaltliche Prüfungsrechte und vor allem auch 
Prüfungspflichten hinsichtlich der Unerlässlichkeit und ethischen Vertretbarkeit zu. 
Eine oftmals vor dem Staatsziel Tierschutz erfolgte formale Plausibilitätskontrolle 
genügt nicht mehr.245 Die Ethikkommission stimmt über den Genehmigungsantrag 
durch Stimmenmehrheit ab. Die Behörde ist letztlich aber nicht an das Votum der 
Kommission gebunden.246 Gemäß § 8b TierSchG gibt es noch die Institution des 
Tierschutzbeauftragen. Dieser handelt weisungsfrei und hat die Aufgabe auf die 
Einhaltung des Gesetzes und der mit einer Genehmigung verbundenen Bedingen 
und Auflagen zu achten, soll innerbetrieblich auf eine Beschränkung von 
Tierversuchen hinwirken und deshalb bereits an der Planung von Vorhaben 
mitwirken. Des weiteren hat er eine Beratungsfunktion inne.  
                                                 
241 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 15 Rn. 5. 
242 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 7 Rn. 11-15.  
243 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 7 Rn. 35. 
244 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 15 Rn. 8. 
245 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 8 Rn. 6 und 9. 
246 Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 15 Rn. 7. 
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Auch hat er Stellung zu den einzelnen Genehmigungsanträgen zu beziehen.247  
Hierdurch sichere das Tierschutzgesetz bereits ohne Verbandsklagerecht ein hohes 
Tierschutzniveau.248  
Dennoch sprechen auch einige Gründe für ein Verbandsklagerecht im Bereich 
der Tierversuchsforschung. Hinsichtlich der Einrichtung des Tierschutzbeauftragten 
trägt Caspar vor, dass dieser nicht „der geborene Hüter des Tierschutzes“ sei. Dies 
ergibt sich aus § 8b Abs. 4 TierSchG, wonach er als Tierschutzbeauftragter selbst 
Tierversuche innerhalb dieser Einrichtung durchführen darf.249 Dass der Tierschutz-
beauftragte nicht immer in der Lage ist, für einen ausreichenden Tierschutz zu sor-
gen, kann sich evtl. aus der in Bad Boll 2004 gestellten Forderung entnehmen lassen, 
dessen betriebsinterne Weisungsfreiheit sicherzustellen. Auch wurde gefordert, dass 
der Tierschutzbeauftragte seine Position hauptberuflich ausüben sollte. Zudem wur-
den klare Vorgaben bezüglich seiner Qualifikationen als wünschenswert geäußert, 
darunter Fachkenntnisse bezüglich der „3R“.250  
Bezüglich der Tierversuchskommission äußert von Loeper, dass diese auf Grund 
ihrer gemischten Zusammensetzung einer unabhängigen Treuhänderstellung – wie es 
durch ein Verbandsklagrecht ermöglicht würde – nicht nachkommen kann. Des  
Weiteren kann die Tierversuchskommission die Genehmigungsbehörde über ihre 
Entscheidung nur beraten.251 Gebunden ist die Genehmigungsbehörde an das Votum 
der Kommission nicht. Bezüglich der Zusammenstellung lässt sich aber sagen, dass 
durchaus mehr Mitglieder als lediglich ein Drittel aus den Listen der Tierschutzorga-
nisationen gewählt werden können. Die ein Drittel Voraussetzung ist eine Mindest-
voraussetzung. Diese zukünftigen Mitglieder müssten dann allerdings über Fach-
kenntnisse in den oben aufgeführten Bereichen verfügen, damit letztlich wiederum 
dem Mehrheitserfordernis Rechnung getragen werden kann. Zu berücksichtigen ist 
aber auch, dass es den Tierschutzorganisationen z.T. gar nicht möglich ist, den Fach-
erfordernissen entsprechendes, ausreichendes Personal zur Verfügung zu stellen.  
Erwähnenswert ist auch die Umfrage des DTB zur Tätigkeit der Genehmigungs-
behörden und Tierschutzkommissionen nach Aufnahme des Tierschutzes in das 
                                                 
247  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 8b Rn. 10 f. 
248  vfa, Online im Internet, S. 2 f; Exner/Heldmaier, Forschung & Lehre 2004, 255. 
249  Caspar, Tierschutz, S. 501. 
250  Arbeitsgruppe III, Bericht, in: Bad Boll, 2004, S. 154 f. 
251  von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 24. 
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Grundgesetz. Hieraus geht hervor, dass ethische Gesichtspunkte bei der Genehmi-
gungserteilung nach wie vor nur eine teilweise Berücksichtigung finden.252 Auch sind 
die bei den Genehmigungsbehörden gestellten Forschungsanträge im Zeitraum von 
2003-2005 stetig angestiegen. Des Weiteren ist es eine Seltenheit, dass ein For-
schungsantrag in Deutschland nicht genehmigt wird. So wurden lediglich 1,3% der 
im o.g. Zeitraum gestellten 3.792 Anträge abgelehnt.253  
Ein weiteres, oftmals vorgebrachtes Argument für die Einführung einer Ver-
bandsklage, sind die stetig ansteigenden Anzahlen der Versuchstiere.254 Richtig ist, 
dass die im Jahr 2000 erfolgte Änderung der Meldeverordnung neben Tieren, die für 
Versuchszwecke nach § 7 TierSchG verwendet werden, auch weitere verwendete 
Tiere miteingeschlossen wurden. Der Anstieg kann aber nicht allein hierauf zurück-
geführt werden, da auch die Anzahl der nach § 7 TierSchG verwendeten Versuchstie-
re seit 2000 weiter zugenommen hat (Anlage 8).255 Vor dem Hintergrund ansteigen-
der Tierversuchszahlen wurde auch 2008 in und für Berlin ein Verbandsklagerecht 
gefordert.256  
Der DTB strebt im Rahmen eines Verbandsklagerechts auch Kontrollrechte für 
nicht genehmigungspflichtige Tierversuche an, wozu u.a. Tierversuche im Rahmen 
der Lehre gezählt werden. Für diese gibt es laut Aussage des DTB längst tierver-
suchsfreie Alternativen.257 Gerade bei nicht genehmigungspflichtigen, sondern bei 
lediglich anzeigepflichtigen Vorhaben könnte ein Verbandsklagerecht Sinn machen. 
Auch hier hat die zuständige Behörde die Unerlässlichkeit und ethische Vertretbar-
keit des Vorhabens zu prüfen. Jedoch heißt es, dass diese Prüfung in der behörd-
lichen Praxis kaum stattfindet.258 Trifft dies zu, ist dieses Verhalten rechtswidrig und 
                                                 
252  Kolar/Ruhdel, Altex 24, 4/07 (Anlage 9 S. 326). 
253  Kolar/Ruhdel, Altex 24, 4/07 (Anlage 9 S. 328). Diese Zahl bezieht sich auf die Anträge die in 
insgesamt 17 Genehmigungsbehörden gestellt wurden. Insgesamt gibt es in Deutschland 29 Ge-
nehmigungsbehörden. Dadurch dürfte sich die Gesamtzahl nochmals deutlich erhöhen. 
254  Caspar, Stellungnahme, in: Bad Boll, 2004, S. 186; Bleser, Stellungnahme, in: Bad Boll, 2004,  
S. 177. 
255  Zu dem Argument des Anstiegs in Folge der geänderten Meldeverordnung: Exner/Heldmaier, 
Forschung & Lehre 2004, 255. 
256  Stollowsky, Rettungseinsatz, Online im Internet. 
257  DTB, Hintergrund, S. 4. Zu den nicht genehmigungspflichtigen, sondern nur anzeigepflichtigen 
Vorhaben gehören auch durch Rechtsvorschrift oÄ. vorgeschriebene Tierversuche. Jedoch sind, 
entgegen geläufiger Meinung, auch diese nicht automatisch unerlässlich und ethisch vertretbar. 
Auch hier sind vertretbare Alternativmethoden vorzuziehen (vgl. Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 8a 
Rn. 14). 
258  Caspar, Tierschutz, S. 462. 
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wäre ein weiterer Nachweis für die fehlende Waffengleichheit im dreipoligen Ver-
hältnis (s.o. 2.2).259  
In einer weiteren Studie des DTB hat sich zudem gezeigt, dass die gesetzlichen 
Grundlagen und deren Umsetzung hinsichtlich der Genehmigungserteilung von 
Tierversuchen unzulänglich sind. Um im Einzelfall die Rechtmäßigkeit des  
Versuchsvorhabens vorab gerichtlich überprüfen lassen zu können, wird die Einfüh-
rung des Verbandsklagerechts für seriöse Tierschutzorganisationen befürwortet.260  
Hervorhebend ist die Formulierung „im Einzelfall“ zu betrachten. Das Verbandskla-
gerecht soll nicht einziges Mittel sein, um Tierversuche zu reduzieren bzw. auf deren 
Ersatz mit Hilfe von Alternativmethoden hinzuwirken. Gerade auch im Rahmen der 
Altex Studie bringen Genehmigungsbehörden und Ethikkommissionen selbst  
Verbesserungsvorschläge - unabhängig von einem Verbandsklagerecht - hervor  
(vgl. Anlage 9).261 So war es bspw. ein Vorschlag der Genehmigungsbehörden Krite-
rien aufzustellen, um die ethische Vertretbarkeit bewerten zu können. Auch in Bad 
Boll 2004 wurden Verbesserungen diskutiert. Einigkeit bestand etwa darüber, dass 
Förderprogramme für die Erforschung von Alternativmethoden weiter aufgestockt 
werden sollen. Bleser unterstreicht dies. Diese Mittel seien massiv gekürzt worden.262  
Die Akademie für Tierschutz des DTB forscht darüber hinaus selbst an tierver-
suchsfreien Verfahren. Experimentelle Forschungsansätze von Alternativmethoden 
werden bspw. aufgegriffen, überprüft und auch in Zusammenarbeit mit Laboratorien 
aus Forschung und Industrie weiterentwickelt. Ebenso erfolgt auch ein aktives  
Einbringen auf internationaler Ebene in europäische Gesetzgebungsverfahren. Des 
Weiteren erfolgt Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit.263  
Daraus kann man meines Erachtens den Schluss ziehen, dass keineswegs auf die  
gesamte Forschung in Deutschland verzichtet werden möchte. Deutschland soll  
weiterhin Forschungsstandort sein, jedoch mit dem Ziel, in geraumer Zeit Tierver-
suche durch Alternativmethoden ersetzen zu können. Um eine Abwanderung in  
                                                 
259  Hirt/Maisack/Moritz, 2003, § 8a Rn. 14. 
260  DTB, Studie, Online im Internet. 
261  Kolar/Ruhdel, Altex 24, 4/07 (Anlage 9 S. 331) 
262  Arbeitsgruppe III, Bericht, in: Bad Boll, 2004, S. 155; Bleser, in: Bad Boll, 2004, S. 177. Bleser ist 
tierschutzpolitischer Sprecher der CDU/CDU-Fraktion des Deutschen Bundestages, Landwirt-
schaftsmeister, Berlin. 
263  Zusammenstellung aus der Internetseite des DTB und dessen Akademie für Tierschutz. 
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andere Länder zu vermeiden, wäre zudem ein höherer Mindeststandart an EU-weiten 
Regelungen anzustreben, was auch zu erreichen versucht wird.  
Abschließend kann noch gesagt werden, dass mit einer Verbandsklage nur einge-
klagt werden kann, was gesetzlich bestimmt ist. Grundsätzlich sind Tierversuche 
nach wie vor nicht verboten. So auch Ludwichowski für den Bereich des Naturschut-
zes. Bezüglich der Aussagen, Naturschutzverbände blockieren die wirtschaftliche 
Entwicklung, antwortet er: „Übersehen wird dabei gerne, dass eine Klage immer nur 
die Einhaltung bestehender Gesetze fordern kann, aber nicht als Verhinderungs-
instrument auf Dauer angelegt ist. Klagen ersparen keine Überzeugungsarbeit in der 
Öffentlichkeit“.264  
5.7 Gefährdung des Wirtschaftsstandorts Deutschland/der Länder 
Neben einer Gefährdung des Forschungsstandorts Deutschland, bzw. im Falle einer 
landesweiten Einführung der Länder, wird in Folge eines Verbandsklagerechts auch 
eine Gefährdung des Wirtschaftsstandorts Deutschland/der Länder befürchtet. Das 
Verbandsklagerecht könne zu einer Abwanderung von Tierhaltern führen. 
Einsatzgebiet für Verbandsklagen könnte insb. die sog. Intensiv,- bzw. Massen-
tierhaltungen sein. Schon 1998 hat Caspar festgestellt, dass die Massentierhaltung 
vielfältige Tierschutzprobleme aufwirft.265 Dies dürfte sich auch weitgehend nicht 
geändert haben, denn die Industrialisierung landwirtschaftlicher Tierhaltung nimmt 
immer mehr zu.266 So bspw. auch im Bereich der Schweinehaltung: nach Auskunft 
des Statistischen Bundesamtes wurden seit 2007 bis heute 18.000 landwirtschaftliche 
Betriebe mit Schweinehaltung aufgegeben, insb. kleine und mittelgroße Betriebe. Die 
Anzahl der in Deutschland gehaltenen Schweine ist dadurch jedoch nicht gesunken. 
Sie verteilt sich nur auf weniger Betriebe.267 
Als ein Beispiel der aus der industriellen Tierhaltung resultierenden Tierschutz-
probleme lässt sich die Tötung von jährlich 45 Millionen männlicher Eintagsküken 
aus Legehennenlinien nennen, deren Aufzucht sich zu anderen Zwecken nicht  
rechnet. Laut DTB sind sich Staatsrechtler und Kommentatoren des Tierschutzge-
                                                 
264  Ludwichowski, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 31. 
265  Caspar, Tierschutz, S. 372. 
266  DTB (Hrsg.), du und das tier, 1/2010, 11. 
267  DTB (Hrsg.), du und das tier, 1/2010, 12. Die Zahl der bundesweiten Betriebe hat sich von 80.000 
auf 62.000 reduziert. 
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setzes einig, dass die zuständigen Behörden dies spätestens seit der Aufnahme des 
Tierschutzes in das GG hätten unterbinden müssen, bzw. dass die Ministerien in 
Bund und Ländern als oberste Vollzugsinstanz ihre Behörden hätten anweisen  
müssen, dies zu unterbinden. Hier könnte bspw. ein Verein klagen, um gegen das 
Untätigbleiben der Behörde vorzugehen.268 Weitere Auswirkungen dürfte auch das 
„Legehennen-Urteil“ des BVerfG auf ein Verbandsklagerecht haben. Dieses Urteil ist 
von allgemeiner Bedeutung und bezieht sich somit auch auf andere Tierhaltungen, 
woraus weitreichende Konsequenzen für die Anwendung des § 2 Nr. 1 TierSchG 
resultieren.269 Maisack bringt hervor, dass viele Behörden die Anwendbarkeit dieses 
Urteils auf andere Tierarten bestreiten und so etwa nicht gegen eine zu geringe  
Besatzdichte bei Masthühneranlagen vorgehen. Diese müsste von einer Besatzdichte 
von 35 kg Lebendgewicht pro qm nutzbare Stallfläche auf 24 kg pro qm begrenzt 
werden, da bereits ab dieser Zahl die Störungen im Ruheverhalten der Tiere zuneh-
men.270 Entsprechend dem sog. Legehennen-Urteil ist das ungestörte Ruhen ein 
Grundbedürfnis, welches sich den Oberbegriffen des § 2 Nr. 1 („pflegen“, „verhal-
tensgerecht unterbringen“) zuordnen lässt und nicht unangemessen zurückgedrängt 
werden darf.271 Maisack weist des Weiteren darauf hin, dass der Beurteilungsspielraum 
der Rechtsbegriffe des § 2 TierSchG oftmals vor dem Hintergrund eines Prozess-
risikos zu Ungunsten der Tiere und zu Gunsten der Tierhalter ausgeübt wird.272  
Gerade in Fällen der Tierhaltung ist es meines Erachtens durchaus vorstellbar, dass 
ein mehrseitiger Druck auf den eigentlich handlungswilligen Amtstierarzt ausgeübt 
wird. Insofern wäre zu überlegen, ob ein Verbandsklagerecht nicht gerade in solchen 
Fällen von Nutzen sein könnte, insb. in Bezug auf mehr Rechtssicherheit durch  
bereits ergangene Urteile sowie als Rückendeckung für das Einschreiten von  
Behörden.  
Inwieweit und in welchen Bereichen explizit es jedoch zu Klagen kommen wird, 
lässt sich meines Erachtens nur vermuten, insb. da dies auch davon abhängig sein 
wird, welche Klagemöglichkeiten für welche Bereiche den anerkannten Vereinen 
                                                 
268  DTB, Hintergrund, S. 1 (ergänzend wird hingewiesen auf: 
http://www.tierschutzakademie.de/687.html; Hirt/Maisack/Moritz, § 17 Rn. 39. 
269  Hirt/Maisack/Moritz, § 2 Rn. 12 und 15. 
270  Maisack, in: Dem Tier eine Stimme geben, Online im Internet, S. 14. Diese „24 kg-Feststellung“ 
ist einem Bericht des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses der EU zu entnehmen. 
271  Hirt/Maisack/Moritz, § 2 Rn. 13, 15. 
272  Maisack/Schindler, Online im Internet, S. 1. 
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gesetzlich eingeräumt werden. Nimmt man das Bremer Gesetz, welches den aner-
kannten Vereinen eine Feststellungsklage einräumt, kann durch ein ergangenes Fest-
stellungsurteil nicht in den Bestand einer Genehmigung eingegriffen werden. Wichert 
weist in diesem Zusammenhang daraufhin, dass es auch nur Unmut erzeugen wird, 
wenn in Folge des Verbandsklagerechts Tierschutzvereine gegen einen Stallbau vor-
gehen können, der durch die Behörde bereits genehmigt wurde. Auch würde hieraus 
noch mehr Rechts- und Planungsunsicherheit resultieren.273 Von Loeper hingegen 
verweist auf mehr Planungssicherheit. Tiernutzer hätten vor dem Hintergrund eines 
Verbandsklagerechts verstärkt ihre wirtschaftlichen Investitionen am Tierschutzge-
setz auszurichten.274 Bezüglich dieser Kontroverse scheint der Vorschlag eines „TÜV 
für Tierhaltungssysteme“ nennenswert. Hier sollen Haltungsformen über einen  
längeren Zeitraum unter verschiedenen Aspekten getestet werden, um letztlich zu 
einer größeren Akzeptanz bei Tierschützern, Tierhaltern und Verbrauchern zu  
führen. Ein TÜV-geprüftes System könnte eventuell auch für mehr Planungs-
sicherheit sorgen. Einen solchen TÜV wünscht sich Bleser auch auf europäischer 
Ebene. Versehen mit einem Nachweiszeichen, bspw. einem „Grünen Engel“, könnte 
man sagen, dies ist ein Produkt aus einer Tierhaltung, die unter verschiedenen Ge-
sichtspunkten akzeptiert ist. Hiermit könnte auch eine gewisse Wettbewerbsfähigkeit  
sichergestellt werden.275 
Weiter kann durch das Bremer Gesetz auch nicht der Verstoß gegen mögliche 
tierschutzrelevante Vorschriften in Gesetzen wie dem Bundesimmissionsschutzge-
setz oder der Landesbauordnung festgestellt werden.276 Letztlich sollten im Rahmen 
einer möglichen Standortgefährdung wiederum der Arbeits- und Zeitaufwand von 
Verbandsklagen sowie der Risikofaktor evtl. zu tragender Prozesskosten nicht aus 
dem Blick verloren werden. 
Zu bedenken ist aber auch, dass es weder für die Tiere noch für die Verbraucher 
nützlich wäre, wenn in Folge erschwerter Haltungsbedingungen - bezogen auf die 
Tiernutzer- und Halter - die industrielle Tierhaltung in Ländern außerhalb Deutsch-
lands fortgeführt werden würde und die dort billig erzeugten Produkte nach 
                                                 
273  Wichert, Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 135. Wichert ist Präsident des Europäischen Jungland-
wirte-Verbandes CEJA und Schweinezüchter aus Oberdischingen. 
274  Von Loeper, Tiere brauchen einen Anwalt, Online im Internet, S. 32. 
275  Bleser, Podiumsdiskussion, in: Bad Boll, 2004, S. 182. 
276  BB-LT-Drs. 17/39, 11.09.2007, S. 2 und 5. 
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Deutschland importiert werden würden.277 Andererseits ist dies aber auch jetzt schon, 
ohne Verbandsklagerecht, Diskussionspunkt. Insbesondere vor dem Hintergrund der 
Ausgestaltung der zukünftigen Hennenhaltungssysteme.278  
Berücksichtigt sollte in diesem Zusammenhang hinsichtlich der industriellen 
Tierhaltung und deren Wirtschaftlichkeit auch der Bewusstseinswandel der Gesell-
schaft werden. Eine artgerechte Tierhaltung wird mehr und mehr Voraussetzung 
einer Verbraucherakzeptanz.279 In Deutschland interessiert sich jeder Fünfte für  
Produkte aus besonders artgerechter Haltung und ist bereit, hierfür auch mehr zu 
bezahlen. Dies entspricht einem Marktanteil von ca. 20%. Ein solches Produktange-
bot ist derzeit gerade mal in Höhe von 1% vorhanden. Somit, so die Agrarökonomen 
Spiller und Theuvsen, sei der Markt für Produkte aus besonders artgerechter Tierhal-
tung ein bisher ungehobener Schatz.280 Im Bereich der Eierproduktion ist die Nach-
frage von Eiern aus artgerechter Haltung bereits so hoch, dass diese importiert wer-
den müssen.281 Zu berücksichtigen ist aber auch, dass es Verbraucher gibt, die nach 
außen hin angeben entsprechende Preise für eine tierschutzgerechte Produktion zu 
bezahlen - deren Einkaufsverhalten aber oftmals in eine andere Richtung verläuft. 
Auch sind die verschiedenen Einkommenssituationen der Bevölkerung nicht außer 
Acht zu lassen.282 Vor dem Hintergrund des Bewusststeinswandels der Bevölkerung 
könnte sich ein Verbandsklagerecht nicht nur als völlig negativ für die Wirtschaft-
lichkeit erweisen. Von Loeper sieht im Verbandsklagerecht einen solchen Vorteil, als 
dass hierdurch die Stellung gesetzestreuer Tiernutzer gestärkt, da „dann Wettbe-
werbsverzerrungen durch gesetzwidrige grobe Ausnutzung von Tieren unterbleiben 
müssen“.283 Aber auch hier sollte meines Erachtens eine Verbandsklage nur als Flan-
kierung zu anderen Mitteln angesehen werden. Es ist nicht anzunehmen, dass ein 
Verbandsklagerecht Veränderungen von heute auf morgen hervorrufen kann. Um 
Veränderungen zu bewirken müssten auch vertretbare Alternativhaltungen zur Ver-
                                                 
277  Ähnlich bezügl. der Hennenhaltung: Laurischk, Stellungnahme, in: Bad Boll, 2004, S. 180 f. MdB, 
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fügung stehen. Vertretbar insofern, als dass die Alternativen schon erprobt wurden 
und auch umsetzbar sind. Auch in Hinblick auf die Ansprüchen des Menschen, der 
Umwelt und der Ökonomie. So bringt Wichert hervor, dass extreme Positionen nicht 
konsensfähig und insgesamt nicht zu Erfolgen führen können.284 
Tierhalter, die sich von der zunehmenden industrialisierten Tierhaltung entfernen 
möchten, müssen hierbei auch von mehreren Seiten - etwa der Agrarpolitik - unter-
stützt werden.  
6 Zusammenfassende Schlussbetrachtung  
Aus rein rechtlicher Sicht kann der Einführung einer Verbandsklage im Tierschutz 
nichts entgegengehalten werden. Weder durch den Art. 19 IV GG noch durch die 
VwGO erfolgt in Deutschland eine Beschränkung auf ein Rechtssystem, welches 
lediglich einen subjektiv-öffentlichen Rechtsschutz beinhaltet. Dem Gesetzgeber 
steht es demnach grundsätzlich frei, u.a. altruistische Verbandsklagen - welche der 
geforderten Verbandsklage im Tierschutz entsprechen - zu implementieren.  
Verbandsklagen sind auch keine Neuerungen im deutschen Rechtssystem. Vor 
dem Hintergrund, dass Verbandsklagen im Naturschutzbereich bereits seit 1979 be-
stehen und 2002 überdies eine bundesweite Verbandsklageregelung erlassen wurde, 
kann man die Verbandsklage im Naturschutz durchaus als „sich bewährt“ bezeich-
nen. In Bezug auf das Umweltrechtsbehelfsgesetz lässt sich festhalten, dass auch 
europaweit Verbandsklagen generell als ein legitimes Mittel angesehen werden, um 
einen effektiven Schutz zu gewährleisten.  
Die Einführung eines Verbandsklagerechts im Tierschutz ist auch auf Länder-
ebene möglich. Dies zeigt zum einen die Einführung des Bremer Gesetzes über ein 
Verbandsklagerecht, also auch die Ausführungen Caspars. Bremen beschränkt dieses 
Recht aber auf eine Feststellungsklage. Meines Erachtens ist der darüber hinausge-
henden Argumentation Caspars zu folgen, dass es den Ländern freisteht eigene Rege-
lungen und damit auch ein umfassendes Klagerecht einzuführen. Hier wäre jedoch 
aufgrund der noch vorherrschenden Unsicherheiten eine endgültige Klärung  
vorteilhaft. 
                                                 
284 So ähnlich: Wichert, Statement, in: Bad Boll, 2004, S. 134. 
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Eine Verpflichtung zur Einführung eines Verbandsklagerechts besteht für den 
Gesetzgeber jedoch nicht. Auch lässt sich eine solche Verpflichtung nicht aus dem 
Staatsziel Tierschutz in Art. 20a GG ableiten. Allerdings erhält der Gesetzgeber in 
Folge des Art. 20a GG eine starke Rückendeckung für die Einführung eines Ver-
bandsklagerechts. Daher gilt es aufzuzeigen, ob ein Verbandsklagerecht als ein effek-
tives Mittel angesehen werden kann, mit dem der Gesetzgeber seinen Gestaltungs-
auftrag zur Optimierung des Tierschutzes erfüllen kann – also ein Mittel ist, um das 
im Grundgesetz formulierte Staatsziel praktisch durchzusetzen. 
Nach rückwirkender Betrachtung der oben aufgeführten Kontroverse lässt sich 
folgendes festhalten: Als weitgehend widerlegt lässt sich meiner Ansicht nach die 
Einwendung sehen, dass der Tierschutz bereits durch bestehende Handlungs- und 
Mitwirkungsmöglichkeiten ausreichend sichergestellt ist. Strafverfahren sowie die 
strafrechtliche Verfolgung von Amtstierärzten können den Tierschutz nur aus-
nahmsweise und in extremen Fällen sicherstellen. Zudem ist der Ansicht zu folgen, 
dass die Strafverfolgung immer nur ultima ratio sein sollte. Die Mitwirkung von Tier-
schutzvereinen in bereits bestehenden, diversen Gremien ist durchaus sinnvoll und 
weiterhin beizubehalten. Diese Mitwirkungsrechte können aber als teilweise unzurei-
chend bezeichnet werden und haben lediglich eine Beratungsfunktion. In beiden 
Fällen sollte die Verbandsklage als sinnvolle Flankierung hierzu angesehen werden. 
Im Bereich der Behörden lässt sich festhalten, dass deren Vollzugsgewalt durch ein 
Verbandsklagerecht nicht tangiert wird. Positiv zu sehen ist hier, dass ein Verbands-
klagerecht dem handlungswilligen, aber durch (mehrseitigen) Druck gebremsten 
Amtstierarzt Rückendeckung geben kann. Auch können unzulängliche Behördenaus-
stattungen ins Licht gerückt werden. Als positiver „Nebeneffekt“ von Verbandskla-
gen ist auch auf eine mögliche Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe sowie 
auf mögliche obergerichtliche Entscheidungen hinzuweisen, welche Maßstabcharak-
ter für ähnliche Situationen haben können. Dies kann insgesamt zu vermehrter 
Rechtssicherheit führen. Nur kurz angeschnitten soll die Befürchtung der Prozessflut 
werden. Hier kann sich entsprechend den vorgebrachten Argumenten der Ansicht 
folgen lassen, dass eine solche nicht zu befürchten ist, insbesondere vor dem Hinter-
grund des Kostenfaktors und den Erfahrungen in Bremen. Positiv hervorzuheben ist 
hier noch die Präventivwirkung von möglichen Klagen, die meines Erachtens einen 
wichtigen Grund für ein Verbandsklagerecht darstellen. Kritisch zu sehen sind Mit-
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wirkungsrechte. Ein gewichtiger Vorteil ist, dass die Vereine ihre Stellungnahmen 
bereits im Vorfeld abgeben können und infolge der materiellen Präklusion in evtl. 
folgenden Klagen auch nur die bereits genannten Einwendungen hervorbringen dür-
fen. Hierdurch kann sich die Behörde vorab damit auseinandersetzen. Aber auch die 
Vereine können in Folge der Einsicht in die Sachverständigengutachten die Beweg-
gründe der Behörde nachvollziehen. Deutlicher Nachteil ist jedoch ein sehr wahr-
scheinlicher Verwaltungsaufwand. Um diesem entgegen zu wirken, sollten Mitwir-
kungsrechte auf eine geringe Anzahl von Fällen beschränkt werden. Zu beachten ist 
hierbei auch, dass ohne gewährte Mitwirkungsrechte weiterhin ein Informationsan-
spruch besteht. Werden Mitwirkungsrechte vorab nicht gewährt, besteht die Mög-
lichkeit nach dem Bekanntwerden von eventuellen Verstößen die Informationen 
über den Informationsanspruch zu beziehen. Fraglich ist, ob dies der bessere  
Lösungsweg wäre. Mitwirkungsrechte sollten in einzelnen Fällen gewährt werden. 
Insbesondere bei Genehmigungen nach anderen Gesetzen (wie etwa der Landesbau-
ordnung oder dem Bundesimmissionsschutzgesetz) könnten Mitwirkungsrechte  
meines Erachtens durchaus sinnvoll sein. Je komplexer ein Vorhaben ist, desto hilf-
reicher könnten zusätzliche Stellungnahmen sein und die Behörde teilweise auch 
entlasten. In solchen Fällen könnten durch Teilberücksichtigung der Einwendungen 
auch Klagen unterlassen werden. In jedem Fall sollte ausreichend Personal zur  
Verfügung gestellt werden, welche Mitwirkungen und Informationsansprüche  
bearbeiten können. Dies dürfte nicht zu Lasten der sowieso schon überlasteten  
Amtstierärzte geschehen. 
Im Bereich der Tierversuchsforschung kann sich meines Erachtens nicht der  
Ansicht folgen lassen, dass der Tierschutzbeauftragte, die Versuchskommission und 
die Regelungen des Tierschutzgesetzes bereits völlig ausreichend sind. Eine Mitwir-
kung wäre hier durchaus sinnvoll, jedoch aufgrund des Geheimhaltungsinteresses 
kaum denkbar. Hier sollte eine Variation des Verbandsklagerechts, ähnlich dem 
Schweizer Modell, den Kommissionsmitgliedern eingeräumt werden. Gleichfalls 
müsste aber eine paritätische Besetzung der Tierversuchskommission erfolgen. Diese 
Lösung scheint hier auch am Sinnvollsten, da gleichzeitig auch ein vermehrtes Fach-
wissen durch weitere Kommissionsmitglieder gegeben ist. Dies könnte auch zu einer 
höheren Akzeptanz bei den Versuchsantragstellern führen. Gewährt man im Bereich 
der Tierversuchsforschung keine Mitwirkungsrechte, ist es für die anerkannten  
 62  
Vereine sehr schwer, genügend Informationen zu erhalten. Dies erschwert wiederum 
die Nachweisbarkeit von Klagen. Vor diesem Hintergrund ist auch die Nicht-
Gewährung von Mitwirkungsrechten in Bremen kritisch zu sehen. 
Dass eine eventuelle Genehmigungsverzögerung Unbehagen hervorruft, kann 
nachvollzogen werden. Wie dargestellt, kann diese aber verhindert werden. Ob bis 
zur gerichtlichen Bestätigung der sofortigen Vollziehung bereits soviel Zeit vergeht, 
dass bereits dieser Zeitraum negative Auswirkungen haben kann, sollte explizit  
geklärt werden. Des Weiteren gibt es die Möglichkeit der Feststellungsklage, womit 
Verzögerungen verhindert werden. Hiermit kann zwar der einzelne Versuch und der 
Einsatz der hiervon betroffenen Tiere nicht verhindert werden, andererseits würde 
dies vorab einen Kompromiss zwischen Tierschutzvereine und den Forschern  
darstellen. Hier müsste auch an die anerkannten Vereine appeliert werden, unnötige 
Verzögerungen zu vermeiden. Aber auch hier sollte die Verbandsklage nur flankie-
rendes Mittel sein. Hier scheint ein Klagerecht für Vereine, die nebenher selber for-
schen sowie Studien auswerten aber auch Juristen in ihren Fachkreisen haben,  
sinnvoll zu sein. 
Im Bereich der Gefährdung der Wirtschaftsstandorte bzw. des Wirtschaftsstand-
ortes kann festgehalten werden, dass die industrialisierte Tierhaltung tierschutzrecht-
liche, nicht zu leugnende Probleme aufwirft. Ein Vorgehen gegen diese Missstände 
scheint durchaus wünschenswert, eine Abwanderung der Massentierhaltung in  
andere Länder ohne akzeptablen Ersatz vor Ort aber nicht. Zu beachten ist auch, 
dass tiergerechte Produktion mehr und mehr Voraussetzung für eine Verbraucherak-
zeptanz ist. Des Weiteren kann ein Vorteil des Verbandsklagerechts darin liegen, dass 
hierdurch gesetzestreue Tiernutzer im Rahmen des Wettbewerbs gestärkt werden. 
Die Auswirkungen eines Klagerechts in diesem Bereich lassen sich letztlich aber 
kaum abschätzen. Ein in Folge des Klagerechts erlassenes, dem Legehennen-Urteil 
ähnliches Urteil, könnte durchaus weitreichende Veränderungen bewirken. Sollte es 
zu einem solchen Fall kommen, ist allerdings zu fragen ob man diese Veränderungen 
dann nicht in Kauf nehmen sollte. Mit der Aufnahme des Tierschutzes in Art. 20a 
GG ist der Staat zum Schutz der Tiere verpflichtet. Werden in Folge eines  
Verbandsklagerechts Vollzugsdefizite gerichtlich bestätigt, sollten diese auch  
behoben werden. 
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7 Fazit und Ausblick 
Ein Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzvereine ist ein legitimes und  
effektives Mittel, um entsprechend dem Staatsziel Tierschutz in Art. 20a GG für  
einen wirksameren Tierschutz zu sorgen. Die bisherige fehlende Waffengleichheit 
könnte damit ausgeglichen werden. Durch den Einsatz der Verbandsklage können 
Vollzugsdefizite gezielt abgebaut werden, die ohne eine Verbandsklage weiterhin 
bestehen würden. Um Akzeptanz zu finden, sollten weitere Kompromisse gebildet 
und erprobt werden. Bereits im Vergleich mit dem Schleswig-Holsteiner Gesetzesan-
trag und dem Bremer Gesetz über das Verbandsklagerecht zeigt sich, dass die Ge-
setzesausgestaltung sehr differieren kann und dass hierdurch weitere Möglichkeiten 
zur Verfügung stehen, um noch bestehende Konflikte weiter abzubauen. So sollten  
m. E. im Bereich der Tierversuchsforschung Variationen eines „indirekten  
Verbandsklagerechts“ andiskutiert werden. Um Verzögerungen zu verhindern wäre 
zu überlegen, ob es nicht denkbar wäre, eine jeweils gesetzlich geregelte, fallbezogene 
Anwendung von Anfechtungs- und Feststellungsklagen einzuführen.  
Sehr kritisch zu betrachten ist meines Erachtens jedoch die im Schleswig-
Holsteiner Gesetzesantrag enthaltene Möglichkeit der rückwirkenden Klageerhe-
bung. Hierdurch können bereits erteilte Genehmigungen noch geraume Zeit später 
in Frage gestellt werden. Eine für die Tierhalter daraus resultierende Unsicherheit 
über die Rechtmäßigkeit der ergangenen Genehmigung dürfte durchaus als  
inakzeptabel bezeichnet werden.  
Nicht übersehen werden sollte in der Argumentation um die Gefährdung des 
Forschungs- und Wirtschaftsstandorts, dass es durchaus noch mehr Einsatzgebiete 
für ein Verbandsklagerecht gibt. Bei einer länderweiten Einführung ist zudem zu 
beachten, dass nicht jedes Land ein zentraler Forschungs- oder Wirtschaftsstandort 
ist und somit diese expliziten Probleme gar keine erhebliche Relevanz haben. 
Letztlich ist noch anzubringen, dass in den langen Diskussionen um das Staats-
ziel Tierschutz ähnliche Befürchtungen geäußert wurden, sich diese aber nicht  
bewahrheitet haben.  
Mitwirkungsrechte sollten auf wenige Bereiche eingegrenzt werden. Das  
Argument des Verwaltungsaufwandes ist meines Erachtens insofern nicht tragbar, als 
dass ein solcher auch im Naturschutzbereich anzunehmen ist. Hier stellt der  
Verwaltungsaufwand jedoch keinen Grund dar, um Mitwirkungsrechte abzuschaffen. 
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Des Weiteren könnte man durch Kompromisslösungen versuchen, diesen so gut wie 
möglich zu reduzieren. Dass ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand ohne zusätzliches 
Personal nicht tragbar ist, ist nachvollziehbar. Andererseits sollte dies kein Grund 
sein dürfen, um auf einen verbesserten Tierschutz zu verzichten. Behörden sollten so 
ausgestattet sein, damit sie ihren Aufgaben sachgerecht nachkommen können.  
Damit ein Verbandsklagerecht akzeptiert werden kann, müssen Tierschutz-
vereine sowie Behörden bereit sein, in grundsätzlicher Weise zunächst einmal mitein-
ander zu kooperieren. Wo dies nicht möglich ist, und sich gravierende tierschutz-
rechtliche Probleme aufzeigen, sollte der Einsatz einer Verbandsklage auch gewähr-
leistet sein. Die Seriosität der Vereine kann durch die Anerkennungsvoraussetzungen 
sichergestellt werden. Aufgrund der oftmals vorherrschenden Emotionalität im Be-
reich des Tierschutzes sollte an die einzelnen Mitglieder der Tierschutzvereine appe-
liert werden, dass auch nach Aufnahme des Staatszieles Tierschutz, bzw. gerade in 
Folge dessen, ein vollständiger Abwägungsprozess zwischen den unterschiedlichen  
Belangen von Tierhaltern und Tiernutzern sowie denen der Tiere vorzunehmen ist. 
Utopisches kann auch mit einer Verbandsklage nicht erreicht werden. 
Letztlich sollten Verbandsklagen ähnlich wie Strafverfahren immer nur ultima  
ratio sein müssen. Ein Verbandsklagerecht soll nicht heißen, dass der Tierschutz in 
erster Linie nicht mehr von den Behörden vollzogen und von Tierhaltern und Tier-
nutzern gelebt werden muss. Ebenso wenig kann ein Verbandsklagerecht einen 
Strukturwandel herbeiführen. Dieses kann eher als Forderung des Strukturwandels 
gesehen werden, in welchem der Tierschutz eine immer bedeutsamere Rolle spielt.  
 
Bremen hat im Jahr 2007 den Anfang zur Einführung eines Verbandsklagerechts auf 
Länderebene gemacht, wenn auch in abgeschwächter Form des ursprünglichen  
Gesetzesantrags von Schleswig-Holstein. Im Jahr 2005 hingegen waren noch  
Meinungen vertreten, dass es „auch in Zukunft kein Bundesland geben wird, das 
diese tierschutzrechtliche Verbandsklage einführt“285.  
Es ist davon auszugehen, dass nach Bremen noch weitere Bundesländer ein  
Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzvereine einführen werden. So haben 
sich am 30. August 2009 CDU, FDP und die Grünen nach der Landtagswahl im 
                                                 
285 LT von BW, 13. Wahlperiode, 99. Sitzung, 05.10.2005, 7089, Abg. Müller CDU. 
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Saarland in einer Koalition zusammengeschlossen und im Koalitionsvertrag die  
Einführung eines Klagerechts vereinbart. Insbesondere die Tatsache, dass sich die 
bisher eher abgeneigten Parteien CDU und FDP dafür ausgesprochen haben, kann 
Aus-wirkungen auf eine Einführung in anderen Ländern haben.286 Die Debatte um 
die Ausgestaltung eines Verbandsklagerechts wird voraussichtlich noch länger an-
dauern und kann von Land zu Land durchaus differieren. Das Aufrechterhalten der 
Debatte zeigt aber auch, dass das Thema „tierschutzrechtliche Verbandsklage“ noch 
lange nicht abgeschlossen ist. Auch dass sich seit 2004 bereits 12 Bundesländer damit  
befasst haben, zeigt die hohe Gewichtung und Brisanz dieses Themas. Die Beobach-
tung, wie sich das Verbandsklagerecht in Bremen weiterentwickelt, wird weitere  
Aufschlüsse über die Wirksamkeit sowie über eventuelle Problemfelder einer  
Verbandsklage liefern. Hierauf können die anderen Länder dann dementsprechend 
reagieren und handeln. 
Es ist durchaus vorstellbar, dass es ähnlich wie bei der Naturschutzverbandsklage 
- wo auch Bremen als erste Bundesland diese Klagemöglichkeit implementiert hat - 
zunächst zu einer Einführung auf Länderebene kommen wird, bevor eine  
bundeseinheitliche Regelung erlassen wird. Dieser Vorgang ist so auch bei der  
Forderung des Staatszieles Tierschutz erfolgt.  
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Anlage 5: 
 
Telefonnotiz, Gespräch mit Frau Dr. Martin, Landestierschutzbeauftragte in Hessen, 
11.12.2009 sowie 20.01.2010  
- weitergehende, nicht im Text enthaltene Informationen -  
 
Das Amt des Landestierschutzbeauftragten existiert seit 1989 in Hessen und ist eine 
selbständige Organisationseinheit. Ursprünglich lag die Konzeption darauf, dem 
Landestierschutzbeauftragen ein Klagerecht einzuräumen, was aber nicht erfolgt ist. 
Frau Dr. Martin ist seit 1992 die dortige Landestierschutzbeauftragte.  
Frau Dr. Martin würde die Einführung eines Verbandsklagerechts begrüßen, da 
Sie viel draußen (auch mit den Veterinären) unterwegs ist und die dortigen Vollzugs-
defizite sieht. Man müsse die Gesetze, die es gibt, auch umsetzen. Als Beispiel nennt 
Sie hierfür den § 11b TierSchG (betrifft Qualzuchten). Weitere Vollzugsdefizite  
herrschen im Bereich der Zirkusse vor, in denen teils Missstände über Jahre hinweg 
„übersehen“ werden. Auch bestehen Vollzugsdefizite im Bereich der Tiertransporte. 
Das Problem sei auch, dass viele Veterinäre vor Ort gehen, reden, nochmals vor Ort 
gehen und wieder reden. Seriöse Veterinäre hingegen wissen, dass ab einem  
bestimmten Punkt das Reden sinnlos ist. Frau Dr. Martin hat auch das Gutachten 
(vgl. Kemper) über die Garantenpflicht der Tierärzte in Auftrag gegeben. Dieses 
wurde vor rund 3 Jahren veröffentlicht, brachte aber nur bedingt Änderungen. Als 
das Gutachten bekannt wurde, gab es zunächst einen großen Aufschrei, jedoch hat 
sich dann schnell gezeigt, dass eigentlich so gut wie nichts geschieht. 
Bezüglich der Frage, wie Sie das Gegenargument der Einzelfallentscheidungen 
bewerte, während im Umweltrecht von komplexen Zusammenhänge die Rede ist, 
antwortet Sie: „Gerade in Bezug auf Einzelfälle ist die Verbandsklage wichtig“. Zu 
der Frage, wie Sie die in Bremen eingeführte Feststellungsklage bewerte: „Diese ist 
auf jeden Fall besser als gar nichts, denn jeder Schritt in die richtige Richtung ist ein 
sinnvoller Schritt“. Die Angst vor einer Auseinandersetzung bezüglich der Ver-
bandsklage sei jedoch immens. Dennoch ist Sie optimistisch, was die Einführung 
eines Klagerechts betrifft. Auch wenn man darauf noch ein paar Jahre warten  
müsste. Sie sieht die Verbandsklage als legitimes Mittel um bestehende Gesetze  
umzusetzen.  
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Anlage 6: 
 
E-Mail Kontakt mit Herrn Lawo,  
Vorsitzender des Landestierschutzverbandes Baden-Württemberg, 30.12.2009 
- weitergehende, nicht im Text enthaltene Informationen - 
 
1) Stimmen Sie mit dem o.g. Argument (der bereits bestehende Tierschutz 
und bereits bestehende Einrichtungen sind ausreichend), dass ein ausrei-
chender Tierschutz bereits besteht, überein oder nicht? Wenn nicht, worin 
liegen Ihrer Meinung nach die Defizite? 
Dem stimme ich natürlich nicht zu. Wir haben eine ganze Reihe von Themen, die 
gesetzlich entweder gar nicht geregelt sind oder nur sehr unzureichend. So gibt es z. 
B. im Bereich der so gen. „Nutz“tiere z. T. noch keine rechtlichen Regelungen, zu-
dem gibt es Regelungen, die offensichtlich den ethischen Ansprüchen des Tierschut-
zes nicht entsprechen. In einigen Fällen ist davon auszugehen, dass konkret vorhan-
dene Verordnungen gegen das TSchG verstoßen, wenn die Inhalte des BGH-
Legehennenurteils auf andere Tierarten übertragen würde. Auch die neue Lege-
hennenVO die die so gen. „Kleingruppenhaltungen“ erlaubt, verstößt u. E. gegen 
dieses Urteil. Die Themen könnten beliebig fortgesetzt werden, z. B. mit der Haltung 
von Exoten in Zoos und insbesondere Zirkussen, mit den Vorgaben für die Haltung 
von Heimtieren, für deren Zucht und Handel usw.  
Häufiges Argument gegen weitere Normen im TSch ist, dass mangels personeller 
Kapazitäten die Möglichkeit der Kontrollen bzw. der Umsetzung fehle. 
Die Defizite liegen u. E. in der mangelnden Gewichtung des TSch in Konkurrenz zu 
Wirtschaftlichkeit, relativ freie Marktverhältnisse usw.  
Tiere können sich selbst nicht mit eigenen Rechten verteidigen, Tierschützern fehlt 
bislang das Instrumentarium, dies stellvertretend für die Tiere zu tun (etwa entspre-
chend dem Bereich Natur- und Umweltschutz). 
 
2) Falls Sie die Frage 1) verneint haben, sehen Sie in der Verbandsklage ein 
legitimes Mittel, um den Tierschutz weiter zu verbessern? 
Die Verbandsklage (VB) halte ich für ein legitimes, erforderliches und spätestens seit 
der Aufnahme des TSch in das Grundgesetz überfälliges Mittel. 
 XXXVI  
Anlage 7: 
 
E-Mail von Frau Ofensberger, Leiterin der Rechtsabteilung, Deutscher Tierschutz-
bund e.V., Akademie für Tierschutz, 11.02.2010 
 
Oftmals wird aufgeführt, der Staat ist verpflichtet, das jeweils effektivste Mit-
tel zur Erfüllung seines Schutzauftrages, hier also zur Behebung des Voll-
zugsdefizits, anzuwenden. Es gibt aber auch Stimmen, die behaupten, dass 
der Staat nur verpflichtet sei, lediglich das Untermaßverbot zu beachten hat.  
Woraus genau lässt sich die Verpflichtung, das effektivste Mittel anzuwenden, 
ableiten? 
 
Durch die Staatszielbestimmung des Art. 20a GG ist der Tierschutz zum Rechtsgut 
mit Verfassungsrang erhoben worden. Daraus ergibt sich für alle Staatsorgane, so 
auch für Bund und Länder, die Verpflichtung, einen effektiven Schutz der Tiere zu 
wahren und fortzuentwickeln. Es besteht zwar kein einklagbarer  Anspruch des Ein-
zelnen gegen den Staat, aber nach der einschlägigen Kommentarliteratur - vgl. von 
Loeper in Kluge, Tierschutzkommentar 2002 Einf. 104a- eine dreifache, die Staatsor-
gane bindende Schutzrichtung in welcher der Staat die Tiere zu schützen hat, die 
Leidens- und  Schadenszufügung durch Dritte abzuwehren (vgl. § 1 Satz 2 
TierSchG), die Herbeiführung solcher Folgen durch staatliche Organe zu unterlassen 
und durch positives Handeln  z. B. effektive Beseitigung eingetragener Missstände 
oder Förderung tierversuchsfreier Maßnahmen, den Tierschutz zu fördern.  
 
Eine direkte Rechtsgrundlage, aus welcher sich eine Verpflichtung, das effektivste 
Mittel anzuwenden, herleiten lässt, gibt es nicht. Vielmehr erfolgt im Rahmen der 
Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit einer Maßnahme immer die Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung, in welcher folgende drei Punkte des Mittels geprüft werden:  
Geeignetheit, Erforderlichkeit, Angemessenheit.  
Daraus ergibt sich, dass jeweils das Mittel gewählt werden muss, welches auch im 
Hinblick auf andere zu schützende Grundrechte oder anderweitige Rechte und Ge-
setze am effektivsten ist und gleichzeitig so wenig wie möglich in die Rechte von 
Betroffenen eingreift, bzw. deren Rechte einschränkt.  
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Es muss also immer eine Abwägung im Einzelfall stattfinden, mit welchen am we-
nigsten belastenden Mittel das beste Ergebnis erzielt werden kann.  Sind Grundrech-
te  beeinträchtigt, ist ein Ausgleich nach den Grundsätzen „praktischer Konkordanz“ 





E-Mail von Frau Dr. Ruhdel, Fachreferentin für Alternativmethoden zu  
Tierversuchen, Deutscher Tierschutzbund e.V., Akademie für Tierschutz,  
11.02.2010 
 
Es trifft zu, dass seit 2000 nicht nur die Zahl der Tiere, die nach § 7 TierSchG in 
Versuchen eingesetzt wurden, statistisch erfasst werden sondern auch andere Wirbel-
tiere, die zu wissenschaftlichen Zwecken verwendet wurden (z.B. nach TierSchG § 4 
oder 6). Es zeigt sich deutlich, dass der Tierverbrauch jährlich zunimmt. Doch auch 
die Anzahl der nach § 7 TierSchG erfassten Wirbeltiere nimmt seit 2000 zu:  
 
  
  2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  


















1.346.595  1.429.501 

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